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In der DDR
Andrea Strübind

Zum zgegenwartigen Stand innerbaptistischer »Aufarbeitung«
der DDR-Zeıt

Zu Begınn des Jahres 1992 als sich infolge aufsehenerregender Publika-
tionen! eine öffentliche Diskussion ber die Stasi-Kontakte der Kirchen
entwickelte, sahen sich auch Verantwortliche 1m Bund Evangelisch-Frei-
kirchlicher Gemeinden BEFG genot1gt, eine Einschätzung ber
das Verhältnis der größten deutschen Freikirche diesem repressıven
Überwachungsorgan der DDR abzugeben. Bıs dahin hatten sich die 1N-
nerfreikirchliche Presse und offizielle Gremien In Fragen der Geschichts-
aufarbeitung sehr zurückgehalten.
Die Bundesleitungen eider, damals och ın (Jst und West geiITeNNIETI
Bünde hatten unmittelbar ach der Maueröffnung Kontakte untereinan-
der aufgenommen, die schliefßlich ihrer Vereinigung auf dem Bundes-
rat 1991 ın Slegen führten.2 In den Protokollen der Bundesräte und auch
in den Präsidentenberichten der ersten »Nach-Wende-Zeit« finden sich
immer wieder euphorische Worte der Dankbarkeit gegenüber dem Herrn
der Geschichte, der die politische Wende herbeigeführt habe Gleichzeitig
vergewı1sserten sich die Verantwortlichen beider Bünde wiederholt 41”
se1lt1g, da{s die eıt der organisatorischen Irennung die geistliche und 1N-
OTE Einheit der Freikirche nicht beeinträchtigt habe 3 In der Beschlufs-
vorlage ber das Zusammenwachsen der Bünde (21,3.1990)* fehlt jeder

Vgl dle Dokumentation VO  - Besier Wolf gg. ‚Pfarrer, Christen, Katho-
liken«. [)as Minısterium für Staatssicherheit der ehemaligen DDR und die Kirchen, Neu-
irchen 1991 ( CI W. Auf! 19972).

Vgl Anträge und Berichte den Bundesrat 1990 (Berichtsheft 1990), 29£; Antrage
und Berichte den Bundesrat 1992 (Berichtsheft 19923 308 ach der Abstimmung WUu!l-

de »Nun danket alle Ott CSUNHEN«, Ein kurzer Blick 1ın d1€ Geschichte hätte gezelgt, da{ß
dieses Lied 1933 traurıge Berühmtheit erlangte und uch 1941 nach der umstrittenen Ver-
ein1gung VON Brüder- und Baptistengemeinden wurde.

Vgl Berichtsheft 1990, 3 / Berichtsheft 1991, 278f; Berichtsheft 1992, 313
Vgl Berichtsheft 1991, in a
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Hinweils auf den Weg der Gemeinden 1ın der DDR und ihr Verhältnis Z
Staat Im Bericht der Präsidenten den Bundesrat (Wes 1990 iın Mün-
Ster wurde 1mM Rückblick auf die DDR-Zeit 1m selben Tenor die innere
Einheit der Bünde ıIn (Ost und West beschworen. Die rage ach Bewäh-
PUunNns und Scheitern der Gemeinden der SED-Diktatur blieb damals
vollständig au:  N Allerdings heben die Präsidenten die posıtıve Rolle VO  —

Mitgliedern und Pastoren während der Wende un ihr Engagementden verschiedenen »runden Tischen« lobend hervor® Es drängt sich der
Findruck auf, da{s alle Ma{fifsnahmen und Erklärungen zielstrebig auf die
Zukunft ausgerichtet seın sollten, wobei kritische Analysen der Vergan-
genheit 11LUT den Vereingungsprozels storen würden. Auf der etzten Bun-
desratstagung des BEFG 1ın der DDR In Berlin-Weißensee 1990 stellten
jedoch ein1ıge Abgeordnete die rage, »eın Wort des Schuldbe-
kenntnisses In bezug auf uUunNnseTe Anpassung ZUT elıt des Sozialismus In
der DDR« 1mM Präsidentenbericht fehle ® Der Präsident, Mantred Sult, Vel-
wWwIes auf einen Brief der Bundesleitung die Gemeinden VO Dezember
1989 SOWIeE auf elne Erklärung des Freikirchenrates VO Oktober
1989 In welchem diese Thematik ausreichend behandelt würde.
Der Freikirchenrat der » Vereinigung Evangelischer Freikirchen« VEF)hatte 1m Kontext anderer kirchlicher Verlautbarungen und angesichtsder Massenflucht und der Grofßdemonstrationen AT E Situation In der
DDR Stellung genommen.‘ Man bedauerte die Abwanderung zahlrei-
cher Junger Menschen aus der DDR und beklagte gleichzeitig das g_waltsame staatliche Vorgehen die friedlichen Demonstrationen.
Vorsichtig ıIn der Formulierung, aber in der Sache dennoch eindeutig,
votlerten die freikirchlichen Vertreter für grundlegende gesellschaftliche
Veränderungen, die durch einen freien und ungehinderten Gesprächs-proze{fs erreicht werden sollten. Das Wort der VEFEF enthält auch einen
stichwortartigen Forderungskatalog, der sich, abgesehen VOoO  — den person-lichen Freiheitsrechten, auch für die Schaffung eiınes Zivildienstes aus-
sprach. Miıt Hinweis auf das gemeınsame freikirchliche Erbe, dem der
Einsatz für religiöse und persönliche Freiheit gehöre, erklärten sich die
Vertreter der Freikirchen ZUT aktiven Mitgestaltung der Gesellschaft be-
reıit. Im Rückblick auf die bewegende und gleichzeitig eIWOITENe eıt
der »Wende« verdient dieses freikirchliche Wort UT Lage bis heute Ke-
spekt, wurde doch 1er der religiös motivlerte Apolitismus, für den
gleichwohl Loyalitätsbekundungen gegenüber dem DDR-Staat durchaus
tolerierbar schienen, preisgegeben und einer aus der freikirchlichen Ira-
dition begründeten gesellschaftlichen Verantwortung zumindest verbal
Bahn gebrochen. Besondere Aufmerksamkeit verdient folgender S5atz der
Selbstreflexion: » Wır bekennen, da{fs WIT aus pragmatischen rwägungen

Vgl Berichtsheft 1991, 278781
Vgl Berichtsheft 1991, 318
BEFG Vv
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und In weltabgewandter Frömmigkeit der Versuchung ZuX Anpassung
oft erlegen sind« ebd.) Diesen Ion eiıner kritischen Auseinandersetzung
mı1t dem eigenen Weg älst auch das Wort der Bundesleitung (Ost die
Gemeinden In der DDR VO erkennen ®

» Wır haben allen Grund, uns zunächst beugen, weil jeder In den zurück-
liegenden Jahren weithin angepadfst gelebt hat Unrecht wurde VO  . unls

nıg als Unrecht benannt. Viele ıIn uNnseTenNnN Gemeinden haben sich schweigsam
zurückgezogen, weil s1e ın den Auseinandersetzungen ın den Bereichen Schu-
le, Berutsausbildung, Arbeitsplatz un Behörden kein Gehör fanden un sich
auch nichts veränderte. Nicht selten Benachteiligungen un! Zurückset-
ZUNSCH die Folge eines klaren Bekenntnisses. Sicher haben WIT auch wen1g
gebetet un: geglaubt, da{s der Herr einen Weg finden wird, die Macht der
Diktatur rechen. Jeder sollte sich nach seinen Versaäumniıssen fragen, SE1-

Schuld un selnen Kleinmut bekennen« (ebd
ach einer kontroversen Debatte wurden diese Texte auf der Bundes-
ratstagung 1990 In Weißensee dem Protokall als Anlage beigefügt.? LNe»

denkwürdige Episode und die ıIn ihrer Offenheit beeindruckenden
Verlautbarungen sind die einzıgen veröffentlichten Hınwelse, da{$ die
rage ach eiınem Schuldbekenntnis überhaupt thematisiert wurde. DDas-
selbe Bild ergibt sich aufgrund der Veröffentlichungen Z.UI ersten SC-
melınsamen Bundesratstagung In Slegen 41991 auf der die Vereinigung
beider Freikirchenbünde beschlossen wurde. Im Präsidentenbericht ‚7AR }

» Vereinigungsbundesrat« fehlt jeder Hınwels auf die problematische
Seılite der DR-Geschichte des BEFG .10 Vielmehr wird VO  = den Gemein-
den gegenseıt1ge Solidarität 1m gesellschaftlichem Umbruch gefordert
und eın behutsames Zusammenwachsen der Bünde In Aussicht gestellt.
In der ersten gemeınsamen Sıtzung des Bundesrates ach der Vereini-
Ssungs dankte der Präsident, Walter Zeschky, den Gemeinden ıIn den Neu-

Bundesländern für ihre Standhaftigkeit 1ın den etzten Jahrzehnten.!!
Einigungsfreude, die VO  . nichts getrübt werden sollte, verhinderte eline
frühe Rückbesinnung auf die Jüngste Vergangenheit, geschweige denn
eın ehrliches Fragen ach möglicher Schuld. Sehr schnell stellten sich
dagegen die Bundesleitung un das Bundesmissionshaus auf die veran-
derte politische Situation e1n, und INan begann mi1t Verve die organısato-
rische Vereinigung In allen Bereichen durchzuführen. Neben den großen
Autgaben, die ohl annähernd die Energie un Zeıt der aupt-
amtlichen ın Anspruch nahmen, verblafste die Geschichtsaufarbeitung
eıner Nebensächlichkeit. Iiese Einstellung äanderte sich erst durch die
Debatte das Staat-Kirche-Verhältnis YAGE Jahreswechsel 991/92

BEFG VvV
S1e tehlen allerdings 1mM Berichtsheft 1991, da{s die westdeutschen Delegierten da-

VoO  — keine Kenntnis nehmen konnten.
Vgl Berichtsheftft 1992,
Vgl Berichtsheft 1991, 3572
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In einem Leitartikel der Zeitschrift » Die Gemeinde« oriff Günter EO=
reNnZ, der In der ehemaligen DDR als langjähriger Chefredakteur des
Evangelischen Nachrichtendienstes tatıg gCeWESCN Walrfl, gangıge Vorurteile

das umstrıttene Buch VON Gerhard Besier ZUT Stasi- Verstrickungder Kirchen auf und distanzierte sich VO  —; dieser Art »UNSer10ser« (
schichtsaufarbeitung.!? Besonders bedenklich erscheint diese Verurtei-
lung, da der Autor selne eigenen problematischen Beziehungen
Staatsorganen der DDR damals 1Ur sehr verhalten andeutete:

» Wer meınt, die Kirchen hätten eigentlich L1LLUT In Dauerkonfrontation die-
e Staat leben mussen un: nıiıcht eın erträgliches Staat-Kirche-Verhältnis
anstreben dürfen, und ihnen eshalb Willfährigkeit vorwirft, der träfe auch
meılıne eıgene damalige Arbeit« ebd.)

Während die Gemeinsamkeit miı1t den anderen Kirchen In der DDR
hervorhob, mMI1t denen s1e »IN diesem Unrechtssystem gelebtund gelitten« hätten, formulierte die Verstrickung miıt dem staatli-
chen Überwachungsapparat und das Schuldigwerden LLUT 1m Irrealis. Auf
diesen Artikel antwortete Kım Strübind als Pastor 1mM BEFG und wI1Issen-
schaftlicher Mitarbeiter VO  i Gerhard Besier, *} indem @1: die pauschaleKritik durch Lorenz zurückwies und ZU2ET Selbstkritik rıet, zuma| die Ak-
teneinsicht In der Gauckbehörde erst auf dem VWege der Beantragung se1l
iıne Umfrage des kirchlichen Nachrichtenmagazins iıdea erbrachte
Beginn 1992 da{s bisher eın Fall einer Zusammenarbeit mıiı1ıt der Staats-
sicherheit 1m treikirchlichen Raum bekannt geworden ce1.14 Deshalbh sSe1
keine generelle Überprüfung freikirchlicher Mitarbeiter geplant. Stası-
Verstrickungen sollten ach übereinstimmender Einschätzung der be-
fragten Freikirchen seelsorgerlich und damit vertraulich) behandelt
werden. Erstaunlich weitgehend fie] das Urteil des damaligen Referenten
für die sOgeNaNnNtTte »Heimatmi1ssion«, Hans Guderian, aus, der 1mM Febru-

19972 erklärte, da{s der BEFG unbedeutend SCWESCH sel, als da{s die
Stası sich für ihn interessiert hätte. ! Diese Einschätzung verwundert 1m
Blick auf das bekanntermaßen perfekt durchorganisierte Überwachungs-
SYsStem der SED-Diktatur, das selhbst kleinste politische und religiöse Be-

und, WI1Ie die kilometerlangen Aktenreihen der Gauckbehörde
eindrucksvoll belegen, eine unübersehbare enge VO  aD} Einzelpersonenakribisch aussplonIlert hatte. iıne solche Wertung, die (070)A einer gründli-chen Analyse der Aktenlage erfolgte bzw. 0Q0O0YT der genehmigten

Vgl Lorenz, 5Späte Triumphe?, Die Gemeinde, Nr. 5/ 1992; uch die weıteren
Artikel VO  - Lorenz wiederholen seıne deutliche Kritik der derzeitigen Geschichtsaufar-
beitung. Vgl Lorenz, Aufarbeitung, [Die Gemeinde, Nr. 20,
I Vgl Strübind, Kirche, Stası und Wwir?, Die Gemeinde, Nr 1 / 1992, 6-
X Vgl Die Gemeinde, Nr D, 1991, Zu diesem Urteil WarTr die Bundesleitung-Ost be-

reıits 1m Dezember 1990 gelangt. Da eın begründeter Verdacht auf Stası-Kooperation VOI -
läge, wurde VOo  — einer Überprüfung Abstand 4  n Vgl Berichtsheft 1993, 305
I Vgl Die Gemeinde, Nr 5I 1991,
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Akteneinsicht des BEFG ıIn der Gauckbehörde, War 1mM historischen Sinne
verfehlt und auch kirchenpolitisch höchst problematisch. Der BELG, der
bereits den Kirchenkampf des » Dritten Reiches« aufgrund seliner zahlen-
mäfßigen Kleinheit und der verbreiteten apolitischen Grundeinstellung
>P1mM Windschatten« der beiden Großkirchen überdauert hatte, stellte sich
bewulfst oder unbewußt ZU Jahresanfang 19972 eıne Unbedenklichkeits-
erklärung für die zweıte deutsche Diktatur aus.16
Mehrere Freikirchen, darunter auch der BEIG, kamen eshalb der
Ansicht, auf eıne generelle Überprüfung ihrer Pastoren- und Mitarbei-
terschaft verzichten können. Im BEFG empfahl INall für potentielle
»Einzeltfälle« einer Kooperatıon mi1t der Stası, da{s sich die Betroffenen

ihre Seelsorger wenden sollten. Dennoch ıug die CITCRTE öffentliche
Kontroverse ber die Stasi-Verstrickungen der Großkirchen dazu bei,
da{ß 1 Frühjahr 19972 VO  — der Bundesleitung eın Ausschuß gebildet
wurde, der sich mi1t der Aufarbeitung der Geschichte des Bundes In der
DDR befassen sollte .17 Die Geschäftsstelle Ost berichtete 1mM Präsiden-
tenbericht den Bundesrat 1992 da{fß der Ständige Ausschufßfß der Bun-
desleitung sich ZU Jahreswechsel 991/972 mıiıt der Aufarbeitung der
DDR-Geschichte für den Bereich des BEFG beschäftigt habe.18 Die Ver-
antwortun dafür solle in den Bundesländern liegen. Die Einla-
dung Z Mitarbeit, die 1.1.19972 die Gemeinden ın den Neuen
Bundesländern verschickt wurde, erläutert die geplante Vorgehensweise,
bei der eine ditferenzierte Einordnung aller Außerungen und Ma{fsnah-
INe  — 1ın die geschichtlichen Zusammenhänge 1m Vordergrund stehen
sollte.1? Hinsichtlich der Stasi-Verflechtung wurde den Gemeinden mi1t-
geteilt, da{s »nicht VOIN vornherein auszuschließen« sel, da s solche Be-
ziehungen auch 1mM BEFG gegeben habe Dennoch endete der Brief mi1t
einer selbstbewuften Erklärung:

»Unsere Geschichte 1st nicht ıne VO  — der Stası gesteuerte Geschichte SCWE-
SECHIL, sondern ıne Geschichte miıt dem lebendigen ott. Dabei gab ohne
Zweitel auch Schuld und Versagen« (ebd.)

In einem weılteren Brief die Gemeinden In den Bundesländern,
der Antang Maärz In der Wochenzeitschrift des Bundes veröffentlicht
wurde, nahmen die leitenden Verantwortlichen des ehemaligen BEFG In

16 Ebd »Nach Ansicht VOIN Pastor Hans Guderian hat sich die Stası bei ihren Ak-
tıvıtaten auf die Landeskirchen konzentriert. Freikirchen hätten sich selten politisch geau-
(dert und selen bei den Staatsorganen eshalb nicht 1ın gleichem Ma{f1e als Bedrohung CIND-
ftunden worden.«

ar Vgl Materne Balders, Erlebt 1n der DD  A Berichte aUus dem Bund Evange-
lisch-Freikirchlicher Gemeinden, Wuppertal Kassel 1995,

15 Vgl Berichtsheft 1993, 305£.
1 Der polemische Unterton ıne VoO  - diesem Vorgehen abweichende Art VO  .

betont.
Geschichtsschreibung wurde ın jeder offiziellen Stellungnahme des BEFG immer wieder
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der DDRK, herausgefordert durch die öffentliche Diskussion, ZUT P
schichtsaufarbeitung und ZUT Stasi-Problematik Stellung.* Vehement
wandte Inan sich darin die gegenwartıge »Hysterie« ın den Medi-

un die »eınselt1gen Bewertungen, Beurteilungen und Verurteilun-
In den ersten Veröffentlichungen Z Umgang der Kirchen miı1t

der Stası Von dieser Geschichtsschreibung solle sich die des Bundes 1ın
Methodik und Quellenauswahl qualitativ unterscheiden. Dennoch wurde
1er zugleich testgehalten, da{fß die » Verstrickung ın das Netz der Stası«
nicht verdrängt werden dürfe (ebd.) Zur Zeıit lägen dem Bund jedoch
keine begründeten »Stasi- Verdächtigungen« VO  —;
Erstaunlich die Entscheidung wonach sich die Verantwortli-
chen weder für och die Einsichtnahme In die persönlichen Akten
aussprechen wollten. Im folgenden Abschnitt des Briefes wird jedoch
unverhohlen VOT den psychischen Gefahren einer Einsichtnahme un
deren unguten Auswirkungen auf die Vertrauensatmosphäre 1mM Bund
geWarNT. Die Aufdeckung VO  —; Stasi- Verstrickungen wird damit indirekt
als Vertrauensbruch » Eın solcher spater Sleg sollte dem bösen
System der Stası auch 1mM nachhinein nıiıcht vergonnt SEIN« ebd.) Da{s
INnan 1ler den Opfern VO  e Bespitzelungen das Recht streıit1g machte,
aufzudecken, WeI ihre Freundschaft und Kollegenschaft ausgenutzt und
dadurch a auch ihren Lebenslauf mitbestimmt hat, erscheint 1mM Rück-
blick auf die 1U vorliegenden Akten besonders befremdlich. Es 1st nicht
verständlich, weshalbh INnan sich offensichtlich mehr darum SOrgte; w1e
mıiıt den » [ätern« seelsorgerlich verfahren werden ollte, als sich die Fra-
SC stellen, WI1Ie den »Opfern« Hilte und Rehabilitation gewährt Weli-
den konnte.
ber den ortgang der Geschichtsaufarbeitung berichtete Günter Lorenz
1mM Februar 1993 21 Die Akten des Staatssekretariats für Kirchenfragen
beschrieh er 1m Blick auf den BEFG als »wen1g ergiebig und recht
nüchternd«. Das Material sSe1 unvollständig, ungeordnet un wen1g duS$Ss-

sagekräftig. Das, wWwI1e bei Lorenz häufig beobachten, 1m Konjunktiv
tormulierte Fazıt lautet: »Deutlich wurde immerhin, da{s$ der Bund ın
staatlicher Sicht der Gruppe jener kleinen Kirchen un lau-
bensgemeinschaften zählte, mı1t denen INan offenbar relativ problemlos
zurechtzukommen meılnte« ebd.) Da{ diesem posıtıven Urteil des
Staates eın akkommodiertes Verhalten der Verantwortlichen auf Bundes-
und Gemeindeebene beigetragen haben könnte, wird VO  a} ihm nicht
wähnt. Im Berichtsheft A Bundesrat 1993 erschien ZU ersten Mal ın
der Bundesöffentlichkeit eın Bericht YAUNR Aufarbeitung der Geschichte
des BEFG In der DDR, ın dem ausführlich ber die Einsetzung SOWIE
Ziel und Zweck der L1  e gebildeten Arbeitsgruppe Auskunft gegeben

Vel Sult iıimmermann Materne, »Um ehrliche Aufarbeitung bemüht«
Ein Briet die Gemeinden ıIn den Ländern, Die Gemeinde, Nr 1 '/ 1992

Vgl Lorenz, Geschichtsaufarbeitung kommtVDie Gemeinde, Nr 6/ 1993,
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wurde P Der Autor, Ulrich aterne Bundesdirektor und Bun-
desbeauftragter der u für die kontinuierliche Aufarbeitung der DDR-
Geschichte zuständig 1STt gab darin da{ß die öffentliche Diskussion
ZU Jahreswechsel 991/92 eln wesentlicher Impuls für den Beginn der
Arbeit gEWESCH sel
Es bleibt daher festzuhalten da{s der Ansto(s ZUT Aufarbeitung der DDR-
Geschichte des freikirchlichen Gemeindebundes ZWEeI Jahre ach der p -
litischen Wende keineswegs aus IMI ET Einsicht oder theologischer Mo-

erfolgte sondern durch das öffentliche Interesse dieser The-
matik ausgelöst wurde. In Maternes Bericht wird der methodische und

Weise auch ideologische Ansatz des Vorgehens
deutlich. »Grundanliegen der Arbeitsgruppe 1ST es aber, Geschichtsaufar-
beitung nicht auf das Staat-Kirche-Verhältnis oder auf die rage der Sta-
ö1 Verflechtung reduzieren Vielmehr möchten WIT der Wirklichkeit
entsprechend die Geschichte möglichst umfassend darstellen «25 In die-
SE /itat 1ST die bewußfte Distanziıerung VO  - »enthüllenden« (ze=
schichtsschreibung ach Art der ersten Dokumentation den Stasıl-
Kontakten der Großkirchen enthalten IDie Arbeitsgruppe erhob den Ans
spruch durch eiNe großangelegte Befragung Von Zeitzeugen die (je=
schichte »umtassender« bzw »wirklichkeitsnäher« darstellen wollen
als bisherige Veröfftentlichungen ihres Erachtens vermocht hätten
[)as Verhältnis Z Staatssicherheit sollte dementsprechend
Thema vielen und auf keinen Fall VOorTrangısg behandelt werden
Dennoch wurde 19972 elıtens des Bundes Akteneinsicht der
Gauckbehörde beantragt i1ne allgemeine Überprüfung freikirchlicher
Mitarbeiter wurde weiterhin abgelehnt »Nach Meınung der Arbeits-
STUDDEC erscheint es5 nicht gerechttertigt das bisher bestehende Vertrau-
ensverhältnis der gesellschaftlichen Situation aufzugeben un

Vertrauen durch die Einsicht die Akten der Staatssicherheit
erwerben. «25 I ie Arbeitsgruppe lehnte es5 VO  3 Begınn ab, Rahmen
ihrer Recherchen C1IIlE Überprüfung auf Stası-Kontakte durchzuführen.
ach ersten Sichtung des Quellenmaterials des Sekretariats für
Kirchenfragen berichtet aterne da{fß die kleinen Religionsgemeinschaf-
ten MI1T stereotypen Formulierungen charakterisiert worden Auf-
fällig 1ST da{s er diese Einstufungen nicht Wortlaut wieder-
gibt Warum unterblieb e1iNne Auseinandersetzung MItT den staatli-
chen Einschätzungen, die Freikirchen als überwiegend > loyal « bzw

Vgl Berichtsheft 1993
AalQ 53
Vgl a.a.0)

2 Aa Der Innn des Satzes 1ST nicht S5allZ deutlich Wahrscheinlich 1STt zweıiten
Satzteil » Miftrauen« NSTatt » Vertrauen« lesen
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»POSIULV« beurteilen 726 aterne rTresumıilert vielmehr ach e
gsCch Andeutungen » Die zahlenmäßige Größe (Kleinheit) und die
relativ gesellschaftspolitischen Aktivitäten aufgrund theolo-
gisch geistlicher Grundhaltungen kommen 1er gewils 7E Iragen und
wurden ohl auch richtig eingeschätzt« (ebd.) Schliefßlich bestätige
sich der Eindruck da{fß die Gemeinden »weder Helden Widerstand
och VO Staat vereinnahmt SCWESCH sind (

Bedenklicher als diese plakative Wertung 1STt folgende Einlassung,
wonach das vorliegende Quellenmaterial nicht ZU Ausdruck bringe,
welche Konsequenzen der einzelne adus der Christusnachfolge SCZOHCN
habe »und ZWaT sowohl eım ngagement und für den Staat DDR
als auch bei der Verweigerung MI1 allen Folgen Verzicht und Nachtei-
len« (ebd.) Hier werden die Kooperation mMi1t der SED Diktatur und die
Kesistenz auf C1IEH und dieselbe Ebene gCZOSCNHN Folgerichtig oNnn-
ten beide Haltungen ach Meıinung Maternes Konsequenz der Chri-
stusnachfolge sein! In dieser Wertung liegt die Gefahr, nicht mehr ZW1-
schen denen unterscheiden, die der Diktatur den Mut hatten,
>L1Le111< und denen die aus welchen Gründen auch immer?/
MmMI1t den staatlichen Stellen zusammenarbeiteten Die Geschichtsaufarbei-
t(ung, die der Aufdeckung VO  — Stası Verflechtungen interessiert 1sSt
wird selben Bericht indirekt CFEA Drang unterstellt »die prickelnde
rage klären WerlTr evt] welchen sDreck Stecken« hat« ebd 28

Bis auf eiNnNe Ausnahme bestand die eingesetzte Arbeitsgruppe 1U aus
Vertretern des Ostbundes auch die der DDR Zeıit leitenden
Verantwortlichen 29 Yst als drittes Zie] der Kommigssionsarbeit
wurde die Beschäftigung IMI1T der Stası Vergangenheit benannt deren
Aufarbeitung die Gemeinden sehr interessiert 3() Auffallend 1ST da{ß

76 Vgl Dietrich “A Kıtter, Freie evangelische Gemeinden VOT und nach der
Mauer, Wiıtten 19995

2 Durchaus uch ZUT CISCHEN Bereicherung und ZU persönlichen Avancement, WIC
die Akten ZCIgCN.

28 ach den Angaben des Protokolls gab diesem Bericht keine Rückfragen In der
Aussprache ZU Präsidentenbericht der die Geschichtsaufarbeitung nicht thematisierte,
wurde jedoch VoO Dozenten Stefan Stiegler bemängelt da{fs die politische Wende dort als
Wechsel VO  > Unrechtsstaat Rechtsstaat bezeichnet werde Er selbst be-
trachtete S1e dagegen als Wechsel Vo  > der Diktatur des Proletariats parlamentari-
schen Demokratie! Eın verbaler »Schlagabtausch« zwischen iıhm und dem Präsidenten
über die Bedeutung des Machtfaktors »Geld« der politischen Siıtuation führte,
nach Solidaritätsbekundung anderer Delegierten aus den NBL schliefßlich öffent-
lichen Entschuldigung des Präsidenten Walter Zeschky [Die Erwähnung dieses FEinzel-
falls oll die veränderte Stimmungslage der Bundesgemeinschaft illustrieren ıne kriti-
sche Rückschau auf die DDR elt Wal dieser Lage weder gewünscht noch möglich

29 Ulrich Materne 971 Generalsekretär des Bundes der DDRK) Manfred Sult
1951 971 Präsident des Bundes der DDRKR) (Günter Lorenz 1960 1990 Schriftleiter
» Wort und Werk« und 1958 1990 Chefredakteur des Evangelischen Nachrichtendienstes

der DDR)
3 Vgl Materne Balders, FErlebt 15
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1 Berichtsheft 1994 eın Bericht Z.UT Kommissionsarbeit bezüglich der
Aufarbeitung erschien. In der etzten Plenarsitzung des Bundesrates
1994 wurden 1m mündlichen Bericht durch Ulrich aterne außer der
Ankündigung, da{ß sich die Veröffentlichung AUT Geschichte des Bundes
aufgrund fehlender Übersicht un unklarer Aktenlage verschiebe, keine

Erkenntnisse vermittelt.91 Unter den Berichten für den Bundesrat
1995 fehlt wiederum eın Kommissionsbericht der DDR-Arbeitsgruppe.
Diese Tatsache INas mehr verwundern, als dieser Bundesrat durch
Verlautbarungen und Veranstaltungen den Jahrestages des Kriegs-
endes erinnerte. Im Präsidentenbericht blickte I1a dem Motto
» FErinnern un Gedenken gehören YARE Leben« ann auch auf die (e“
schichte des Bundes 1mM » Dritten Reich« zurück.°2 Von der weitergehen-
den Jüngsten Vergangenheit in den beiden getrennten Systemen der
Nachkriegszeit WarTr In diesem Zusammenhang nicht die Rede. Inner-
halh des Präsidentenberichts wurde jedoch bekanntgegeben, da{s »IN den
etzten Monaten« die Akteneinsicht In der Gauckbehörde nunmehr
möglich geworden se1.”* Dennoch wird 1U u ersten Mal mitgeteilt,
da{ßs der BEFG »IN das flächendeckende Überwachungssystem der DDR
einbezogen Die Rolle der Abteilung der Kriminalpolizei » K 1«S>
ZUT Überwachung der kleinen Religionsgemeinschaften und ihre Metho-
den werden sachlich dargestellt. Mit Betroffenheit stellt der Verfasser
des Berichts fest, da{s ecs5 In den Gemeinden auch bewufßte un köntinu-
ierliche Zusammenarbeit miı1t dem Mff£S bzw. der gab Ie Informa-
tionen bleiben jedoch unkonkret. Auf die Rückfrage eines Delegierten
Zu Präsidentenberichts, wI1Ie mMI1t der Schuld derjenigen umMsesangenN
werden soll, die als »Inoffizielle Mitarbeiter« (I den Gemeinden g_
schadet hätten, antwortet Materne, da{fß zunächst die Kopıien der Gauck-
behörde vorliegen mülßten, bevor INa  - darauf reaglıeren könne.
YTst 1mM Dezember 1995, also fast 1er Jahre ach ihrer Einsetzung, legte
die Arbeitsgruppe eine Publikation OT, die den Weg des Gemeinde-
bundes ın der DDR anhand VO  z Zeitzeugenberichten, Dokumenten und

Vgl Berichtsheft 1995, 220
Vgl Berichtsheft 1996,

33 Warum In einer abendlichen »Jubelfeier« anläfßlich des Jahrestages des Krlıegsen-des VOT dem internationalen Publikum weder ıne Erinnerung die schuldhafte Vergan-genheit ıIn der NS-7Zeit vorkam, noch der schwerwiegenden Folgen des »Kalten Krieges«gedacht wurde, wird der Verfasserin immer eın Rätse]l leiben. Es ann angesichts der
Irennung beider Teile Deutschlands, VO denen der ıne iın einer sozialistischen Diktatur
exıistierte, die ihren Bürgern mM1t Gewalt verbriefte Freiheits- und Menschenrechte VeI-
wehrte, doch wohl nicht VO »50 Jahren rieden« gesprochen werden. Ihese unreflektierte
Westperspektive mu{s ärgerlich stimmen.

Vgl Berichtsheft 1996, 237
35 Zur Abteilung 1st zwischenzeitlich ıne Monographie erschienen. Vgl Die Lan-

desbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR
Berlin und Sachsen Hgg.), Der Beitrag des Arbeitsgebietes der DDR-Kriminalpqlizei An

politischen Überwachung und kKepress1ion, Dresden Berlin 1996
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Aufsätzen nachzeichnete. ®6 Auf eine umfassende, kritische Auseinander-
setzung mıt diesem Werk soll 1er verzichtet werden. Ausdrücklich WUuT-
de 1m »Lesebuch« des BEFG auf eıne historische Systematisierung und
Deutung verzichtet, die einer wissenschaftlichen Durchdringung des
Materials vorbehalten werden sollte .37 Den Leitartikel ZUT Staatssicher-
elt verfaßte Ulrich aterne. Auft ganNnzen Z7WwWeIl Seiten tragt aterne den
Ertrag selner Recherchen ın der Gauckbehörde Der ext
deckt sich fast völlig miıt dem entsprechenden Abschnitt 1m Bericht der
Präsidenten VO  — 1995 In selner Darstellung verzichtet ©T auf jegliche
Konkretionen. Entschuldigend verwelst aterne vielmehr auf die Z Wal
bereits 1mM Januar 1992 beantragte Akteneinsicht In der Gauck-Behörde,
die allerdings erst 994/95 realisiert werden konnte. ach Kenntnis der
Autorin, die 1m Rahmen eiınes Forschungsprojekts se1lt Dezember 1995
das Material der Gauck-Behörde uswerten konnte, lagen aterne be-
reits damals umfangreiche Bestände Sachakten OT, die eine Vielzahl
aufschlufßreicher Detailerkenntnisse ber die Überwachung des BEFG
durch die Stası ermöglicht hätten. Aus den Decknamen vertaßten
Treftberichten In den Sachakten 1St unzweiftelhaft erkennbar, da{s In
den Gemeinden, aber auch In der Pastorenschaft, Inftormanten der Stası
gegeben haben mufßs, die A 8 ber einen Zeitraum VO  3 mehreren ahr-
zehnten miıt der Stası zusammengearbeitet hatten. Dennoch blieb Ma-

bei der Angabe VO  a} 35 Decknamen, die ZWaTr aus den Sachakten
entnommen werden könnten, deren Identität jedoch gröfßtenteils och
nicht entschlüsselt sSe1 Er beklagte auch, da{s die Aktenbestände der
fast vollständig ehlten.
Im Berichtsheft ZU Bundesrat 1996 findet sich ach Zzwel Jahren WIe-
der eın Bericht ZUT Geschichtsautarbeitung.®® Abgesehen VO  a} der Prä-
sentatıon des »Lesebuches« erwähnt Materne, da{s die Bundesleitung 1m
September 1995 einen » Beirat Zr seelsorgerlichen Aufarbeitung der (e=
schichte des BEFG In der DDR« erufen habe 99 Aufgabe dieses Beirats
selen Gespräche mıiıt Betroffenen und deren seelsorgerliche Betreuung.
Dem Gremium gzıng daher auch nicht eıne Offenlegung der Stasi-
Verflechtung innerhalb des BEFG aterne betonte vielmehr erNeut, da{s
die Geschichte des Bundes In der DDR nıiıcht auf die Thematik der Stası-
Kontakte reduzieren se1l Dieser Einsicht habe auch die Veröftentli-
chung »Erlebt ın der DDR« Rechnung
Was bleibt ach diesem kurzen Abrifs der bisherigen Beschäftigung mı1t
der Stasi-Problematik 1m BEFG testzuhalten? In den ersten Jahren ach

36 Zur Kritik siehe meılne Rezension ıIn diesem eft und in der KZ  / 9/ 1996, 388-395
Vgl Materne Balders, Erlebt,

35 Vgl Berichtsheft 1996,
Mitglieder des Beirats sind Reinhard Assmann, Ulrich Materne, Adolf Pohl, Helmut

Schneider und Manfred Sult Fs andelt sich jerbei wiederum, bis auf iıne Ausnahme,
ausschliefßlich Mitglieder des ehemaligen BEFG iın der DD  z
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der politischen Vereinigung verzichtete der BEFG auf eıne selbständigeErforschung des geschichtlichen Weges des Bundes ın der DD  A Kriti-
sche Rückfragen ach der Anpassung des BEFG staatliche Gegeben-heiten In der SED-Diktatur wurden 1mM Einigungsprozefs bewußt Vel-
mieden. Trst die öffentliche Debatte die Stasi- Verflechtung der
Grodßkirchen SOWI1eEe die Kritik A4us den eigenen Reihen führte ZUrTF Einset-
ZUNS eliner entsprechenden Arbeitsgruppe. Die Verantwortung für die
Aufarbeitung sollte dabei bei den Neuen Bundesländern (NBL liegen.
Die Geschichtsschreibung erhob den Anspruch, sich durch Methodik
un eigene inhaltliche Schwerpunkte wohltuend VO  e aller großskirchli-chen »Enthüllungshistoriographie« unterscheiden. Die Akteneinsicht
In der Gauckbehörde verzogerte sich jedoch ıIn den folgenden Jahren.
Gleichzeitig flaute zwischenzeitlich das Interesse der Aufarbeitung ab,
zumal| andere Themen ıIn der Bundesöffentlichkeit In den Vordergrund
traten ber selbst ach der Lektüre der Sachaktenbestände In den Jah-
ren 1994/95, aus denen INnan schließlich 35 Decknamen erschlofds, konnte
I1a sich seltens des BEFG nicht einer offensiven Darstellung des
Verhältnisses ZUT Staatssicherheit durchringen, sondern blieb bei
Andeutungen un Ssetzte schliefßlich eın seelsorgerliches Grem1ium eın
Erschwert und verzogert wird die Arbeit der Gauckbehörde 1mM Bereich
dieser Freikirche auch adurch, da{s der Beauftragte des BEFG 11L1UT
den gesammelten Decknamen In den Archiven nachtforschen älßt Bıs
diesem Zeitpunkt beharrt der Bundesbeauftragte dus ethischen Gründen
autf selner Entscheidung, nicht den Klarnamen der Verantworrftli-
chen bzw. der Verdächtigen recherchieren. ange eıt hat die Gauck-
behörde 1L1UT 1mM Fall VO  a} » Op terakten« Decknamen Nachforschun-
gCcnhn betrieben, und auch gegenwartıg 1st die Recherche allein
Decknamen aufgrund der erstellten Bestandslisten nicht 190088 außerst
zeitaufwendig, sondern überdies aum möglich.
Der Vollständigkeit halber mMu dieser Stelle jedoch auch auf die Be-
mühungen des » Vereins A Förderung der Erforschung der freikirchli-
chen Geschichte und Theologie« VEIGT) hingewiesen werden, der 1994
selne Jahrestagung dem Thema »Kleinere Religionsgemeinschaften
1mM Rahmen der Religionspolitik der DDR« abhielt. 40 Fachreferate un
ausführliche Stellungnahmen der ehemaligen Entscheidungsträger der
verschiedenen Freikirchen In der DDR lieferten auf diesem Symposionden Anla{fs für ausführliche Diskussionen. Reinhard Assmann referierte
ber den Stand der Aufarbeitung innerhal des BEFG und prasentlerteexemplarische Ergebnisse Z011 » Friedensthematik« In den verschie-
denen Phasen der In selner Darstellung, die VOT allem die

Vgl (Hg.) Freikirchenforschung Nr. 4/ 1994
41 Vgl AÄssmann, »Schicket uch In die Zeit« Zum Stand der Aufarbeitung der

Geschichte des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden BEFG In der DDR, In
(Hg.) Freikirchenforschung Nr 4/ 1194, 15-35
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thodische Vorgehensweise der eingesetzten Arbeitsgruppe vorstellte, be-
merkte CT da{s die »Stasi-Problematik« ın der Wochenzeitschrift des
Bundes 1m Laut des Jahres 19972 diskutiert worden sel, WEeNn auch 1mM
Vergleich mi1t anderen kirchlichen Medien sehr zurückhaltend. nteres-
santerwelse erwähnt bezüglich der Zielsetzung der Aufarbeitung eın
Motıiv, das ın keiner anderen Veröffentlichung des Bundes begegnet:
»Darüber hinaus wird die Arbeit VO  } den (unausgesprochenen) Zielset-
ZUNSCH begleitet, 1m Blick auf die Ostgemeinden die Gefahren und Fak-
ten der Anpassung bewußt machen und helten, diese verarbei-
ten 1 Als Folge dieses Symposions wurde 1m selben ahr die Ar-
beitsgruppe »Geschichte der Freikirchen In der DDR 5-1990« Dn
gründet, die sich seither durch jährlich stattfindende Tagungen un Se-
mınare eine gemeiınsame Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit In
den Freikirchen bemüht. Im Rahmen dieser Arbeitsgruppe fand 1Im Ok
tober 1995 eıne gut besuchte Tagung z Thema »Staatliche Einfluf(ß-
nahme auf die Freikirchen In der DDR« J auf der Gerhard Besier
Z Religionspolitik des SED-Staates gegenüber den Freikirchen referier-
te 45 Clemens Vollnhals, Mitarbeiter der Abteilung Bildung und For-
schung der Gauck-Behörde, führte In die Struktur und Arbeitsweise der
Hauptabteilung XXYA des Mt£S eın uch die Initiative »Gemeinde und
Weltverantwortung« 1m BEFG widmete sich 1993 anläfllich der agung
BEFG In der
»Widerstand und (V)Ergebung« der Aufarbeitung der Geschichte des

Auft diesem Hintergrund versucht die vorliegende Untersuchung,hand eiınes besonders eklatanten Falls einen ersten Zugang einem
deren Umgang mi1t der Stasi-Verflechtung 1m BEFG eröffnen. Die
Verfasserin 1st sich bewulst, da{ß CS sich hierbei L1UT einen ersten
Schritt andelt, der durch weiterführende Forschungen erganzt werden
mMuUu Viele Seitenrecherchen konnten och nicht VOrschOMmMEN werden,

da{ß die Analyse anhand der Stası-Akten bisher 11UTr eın Teilportraitder Vorgänge ermöglicht. Dennoch werden anhand der Vorgänge die Z
sammenarbeit VON offiziellen und konspirativen Institutionen des SED-
Staates 1mM Finsatz die Freikirchen erkennbar Die Strukturen der
Überwachung 1mM freikirchlichen Bereich können festgestellt und Da-
radigmatisch ausgewertet werden.

Aa ©:
43 Vgl Besıer, Zur Religionspolitik des SED-Staates gegenüber den Freikirchen,

ZTRG (1996), 64-/9
Vgl Kosemann, Die Gemeinde Nr 4 / 1993,
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Der » Fall Kautz«

In der ersten Veröffentlichung der Arbeitsgruppe des BEFG sticht der
Auftsatz VO  e Guünter Balders, Kirchenhistoriker Theologischen em1-
NarTr des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden, ABRG Präsidenten-
ahl 1969 durch seine prazısen Recherchen VOIN den anderen, qualitativ
stark ditferierenden Beiträgen hervor. * Er widmet sich einem besonders
interessanten Ausschnitt der 1mM Vergleich mı1t den Großlkirchen auf den
ersten Blick wen1g aufregenden Freikirchengeschichte In der DD  A Die
spektakulären orgänge anläfslich der Wahl des baptistischen Präsiden-
ten 1969, die eıne beabsichtigte Einflußnahme staatlicher Stellen auf
personelle Neubesetzungen des Bundes SOWIE die ideologische Oftenheit
einzelner Pastoren und Mitarbeiter des Bundes für eiıne CNSCIE Koopera-
tıon mı1t dem Staat belegen, sind eıne Schlüsselstelle UT Beurteilung des
Verhältnisses VO  aD} BEFG un Staat Durch quellenkritische Arbeit gelingt
es Balders, den Verlauf der Ereignisse die umstrıttene Nachfolge des
ersten Ostvorsitzenden des BEEFG, Herbert Weist, nachvollziehbar
schildern.
Die Auftindung der IM-Akte VO  — Herbert Kautz, einem der Hauptbetei-
ligten, wirtt jedoch 1U eın Licht auf die » Präsidentenwahl« .46
Herbert Kautz War Pastor des BEFG In Halle un Mitglied des Bundes-
ratssauschusses‚ einem Kontrollgremium für die Bundesleitung.“* Bal-
ers stellt ihn als einen mıiıt dem DDR-Staat kooperierenden und poli-
tisch engaglerten Christen VOTL, der für eine CHNSCIEC Zusammenarbeit des
Bundes mıiıt den staatlichen UOrganen plädierte. Aus den biographischen
Unterlagen der Stası wird ersichtlich, da{s Kautz 1mM Rückblick eiıne selt
1946 feststellbare »progressıive Haltung« attestlert wird.4$
Am 0.7/.196/ fand eın erstes Kontaktgespräch der Stası mıt Kautz In
Halle statt.*? Fs sollte geprüft werden, ob die Kontaktperson » Her-
bert« sich für die Führung als »Geheimer Informator«) eignete.

45 Vgl Balders, Die Präsidentenwahl 1969 eın Kapitel für sich, 1n Materne Bal-
ders, Erlebt, s/-10

46 Vgl BStU AIM'Bd und IL, kte »Herbert«.
Vgl Balders, Präsidentenwahl, Kautz Wal Vorsitzender der Arbeitsgruppe

»Christliche Kreise« e1ım Bezirksausschufßs der Nationalen Ftront Er wurde 1965
ZU Abgeordneten der Stadtverordnetenversammlung Halle gewählt. [Die Abgeordneten-
tätigkeit nahm ihn In Anspruch, da{fß 1ın Konflikte mıiıt selner Gemeinde gerlet. Vgl
BStU Bd II 14ff; vgl ACH; 2987/80,

45 Vgl BStU AOG 7987/80 Bd L, Der Stası bzw. zunächst der WarTr bei ihren
Recherchen ZUT Person uch die SS-Mitgliedschaft VO Herbert Kautz (1934-36 nicht
verborgen geblieben. In einem Gespräch gab Kautz seine NS-Vergangenheit gegenüber
der ıIn Halle Vgl AOG 2987/80, 19$. Hierin sahen die Verantwortlichen, w1e andere
Fälle beweisen, eın geeıgnetes Druckmittel den Umworbenen. Seine uneinge-
schränkte Bereitschaft ZUT Zusammenarbeit machte jedoch jegliche Kepression seltens der
staatlichen Urgane überflüssi

Vgl BStU AIM Bd L 10$f£.
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Die Stası WarTr wohl aufgrund SeINeES politischen Engagements auf ihn
autftmerksam geworden und bewertete CINE Zusammenarbeit MI1T ihm als
vielversprechend da AÄ€ Pastor Halle und zugleich Funktionär auf der
Leitungsebene des BEFG war. >© Bereits bei diesem ersten Treffen WarTr
Kautz bereit außerst vertrauliche Informationen ber den BEFG elter-

zugeben Er empfand damalige Stellung da{ß E1 etwa VO Bun-
desvorsitzenden Herbert Weist vorgeschoben würde Wenn es

darum SINSC, politischen Fragen Stellung nehmen In diesem Pa
sammenhang bemerkte Kautz da{s der BEFG anderen Vor-
sitzenden sich stärker politisch betätigen un sich damit auch besser
der Gesellschaft darstellen würde Kautz erklärte sich
Zusammenarbeit bereit un: akzeptierte offensichtlich die Forderung
ach Konspiration (Schweigepflicht) eım zweıten Treffen 196/
T1mMMmMTE sich MmMi1t Mitarbeitern der Stası anläfslich der » Theologi-
schen Woche« Berlin treffen.51 Be1i dieser Gelegenheit wurde auch
deutlich, da der Intormant eher vorziehen würde, MItT der Stası
sammenzuarbeiten als MI1ItT den regionalen Organen* Der HMauptmann
der Stası], Seltmann, empfahl ihm daraufhin dem Volkspolizeilichen
Kreisamt Halle keine Informationen ber Kooperation mi1t der
Stası weiterzugeben
Demnach wurde Kautz VO  — Anfang VO  on der Hauptabteilung XX/A der
Stası als Informant geworben und gesteuert Anhand dieses Vorgehens
der Staatssicherheit ält das damalige Interesse des Mf$S Aus-
>SPIONICTUNG der Leitungsebene des BEFG erkennen Gleichzeitig SEITET
Kautz durch sSeINn politisches Amt auch das Visier der Halle
Man führte mehrere Gespräche MI1T ihm und regıIstrıerte ihn als Kon-
taktperson »Bruder« oder »Herbert«>
Am 17 1967 wurde Kautz als G1 auf der Linie Hauptabteilung X /4
der Stası für den Bund Evangelisch Freikirchlicher Gemeinden (Bapti-
sten) angeworben Ende 1969 wurde als »Herbert« VON der
Stası geführt”® Von 1967 der Führungsoffizier Seltmann den

Danach übernahm ihn der Beckmann für die Jahre 1971
Im ahr 1976 brach die Hauptabteilung der Stası schliefßlich den Kontakt
MIt ihm hbis auf einzelne Begegnungen, ah und überstellte ih der Ver-
antwortun der Halle>$® Miıt dem Wechsel den Ruhestand 1978
wurde auch verbindliche Tätigkeit für die beendet Kautz

Vgl a.a.Q0
5ı Vgl BStU AIM Bd
54 Vgl a.a.l) 23
53 Vgl BStU ACOG 2987/80

Vgl BStU AIM Bd
55 IM Inoffizieller Mitarbeiter ZU Vorgangsbearbeitung«
56 Vgl a.a.()

IMF »Inoffizieller Mitarbeiter mM1 Feindverbindung«
58 Vgl BStU ACOG 2987/80
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arbeitete dennoch bis selnem Tod als Kontaktmann selner Dienststelle
welılter (als IKK bzw. KKr
Die Zusammenarbeit mıt den staatlichen Überwachungsorganen setzte
Miıtte der 600er Jahre In Halle eın Die Stası gab Anfang Dezember 1967/
IN einer ersten Beurteilung selne progressive Einstellung ZU Staat als
Ausgangspunkt der Werbung an .60 Im Oktober 1965 kandidierte Kautz
als CDU-Mitglied für die Stadtverordnetenversammlung In Halle eın
» Wort ZUT Wahl« belegt beispielhaft seline politische Überzeugung, die
VOo  - elner klaren Stellungnahme 1mM Sinne der SED-Friedensideologie
un der damit einhergehenden Diffamierung westdeutscher Politik
durchzogen tat Dementsprechend führt Sa W ber die ıIn der Bundesrepu-
blik durchgeführten Wahlen Aadu  n

»Ihre Ergebnisse lassen deutlich erkennen, da{s WIT unllseren westdeutschen
Brüdern un: Schwestern eın unüberhörbares Friedenszeugnis einfach schul-
dig sind. Ist nicht tragisch für ISI Natıiıon un: gefährlich für die XE
Welt, da{s durch die Fehlentscheidung vieler westdeutscher Bürger 19
September In onnn Kräfte Ruder lieben, die die Ergebnisse des zweıten
Weltkriegs nicht anerkennen, sondern verändern wollen? Da{ s1e dabei das
Risiko eines Krieges bewußflt einkalkulieren, beweist ihr Drängen nach
einem Mitverfügungsrecht über Atomwaffen wI1e die Etablierung des Not-
standsstaates. Durch die Unterstützung uUunNnseTeTr Friedenspolitik WI1Ie durch
die Stärkung unseTeTr sozialistischen Demokratie, für die sich heute NEeu
entscheiden gilt, tragen WIT UK Verwirklichung jener elementaren Grundtfor-
derung bei, da{ VO  3 deutschem Boden nıe wieder eın rieg enttfesselt
wird! C< 61

Die Basıs der Zusammenarbeit sSEe1 laut Bericht der Stası selne »UÜberzeu-
SunNng« Daher sSe1 D auch Berichten dus der Bundesleitung des BEFG
bereit. Hier findet sich ebenfalls der für die Deutung selner persönlichen
Motivation bemerkenswerte Hınweis, da{ß sich Kautz 1mM BEFG als »u
ter Wert« eingeschätzt empfinde. In den Treftberichten, die kontinuier-
ich WenNnn auch mı1t zeitlichen /Zäsuren selt 1967 vorliegen, zeıgt sich
die große Bereitwilligkeit des Informanten, ber selne Kirche und ihre
Amtsträger umtassend Auskunft geben. Kautz verpflichtete sich, wWwI1e
die Quellen belegen, offenbar ohne Bedenken ZUTE Geheimhaltung un
ie{s sich uneingeschränkt auf die Methoden der Konspiration ein.°©%

Vgl 4O© 131 IKK {Inoffizielle Kontaktperson der Kriminalpolizei«;»Kriminalpolizeiliche Kontaktperson«
560 Vgl BStU AIM Bd I/ 2.64 Kautz hielt die Regeln der Konspiration kon-

SEqUENT eın
61 Kautz, Mıiıt allen Menschen u Willens der Stadt Bestes suchen! Eın Wort AA

Wahl, Neue Zeıt, Zentralorgan der &818 (10.10.1965). Vgl azu uch Assmann, Schicket
uch 1ın die Zeit, 25

62 Vgl BStU AIM Bd IL, Kautz Wal AUL: Verwendung VO  —; Decknamen
und Kennwörtern (»>Herbert dus Halle«) bei Telefongesprächen und konspirativen ref-
fen In Hotelzimmern und (Gaststätten bereit.
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Schon ach wenıgen Kontaktgesprächen berichten seline Gesprächspart-
nerTr ber eın gefestigtes Vertrauensverhältnis.
SeIin eindeutig staatsbejahendes politisches Profil, dem er sich öffent-
ich bekannte,® führte, wI1Ie die Akten zeıgen, schon 1966 ersten Aus-
einandersetzungen mi1t seiner Gemeinde. Kautz klagte sich gegenüber
einem Vertreter des Stadtrates darüber auUus, da{ß selne Gemeinde ih
sCch seiner »progressiven« Haltung ablehne **
er Konflikt spıtzte sich Zı da{s die Bundesleitung Z Vermittlung
herangezogen werden mußte, die sich schließlich für seinen Verbleib In
Halle aussprach. Bereits bei den frühen Kontaktgesprächen überrascht,
miıt welcher Offenheit Kautz Inftormationen ber gemeinde- und bun-
desinterne Vorgänge den staatlichen Stellen weitergab. Bel einem (je-
spräch 1m Januar 1967 jefs sich Kautz auch gegenüber der bereitwil-
lig einer kritischen Einschätzung des Präsidenten Herbert Weist be-

Er sieht ihn als ängstlichen Kirchenfunktionär, der sich nicht 61-
cher sel, ob der K-Staat längerfristig Bestand haben werde, un des-
halb eine klare, öffentliche Stellungnahme ZUE sozialistischen Staat Vel-
meide © Kautz berichtet der Stası 1im ahr 1967 VO  ; der Theologischen
Woche, SOWIeEe VO  Ö Bundesrats- und Bundesleitungssitzungen. Wiederum
kritisiert er dabei die leitenden Verantwortlichen. Herbert Weist sSEe1 auf-
grund selner prinzipiell unpolitischen Grundeinstellung das politi-
sche Engagement VO  > Kautz Er übergab seinem Führungsoffizier Mate-
rial ZUT Wehr- un Friedensfrage, da das Mtf£S der Position des BEFG
interessiert WAäT.

Wiederholt bezichtigte Cr den damaligen Generalsekretär des Bundes,
Rolf Dammann, der politischen Abstinenz. IDiese Vorwürte Dam-
INann, die bis hin außerst despektierlichen Außerungen reichen, WCI -
den verstärkt und erreichen in der Vorbereitungsphase auf die Präsiden-
tenwahl ihren Höhepunkt.®® Im einem Treffbericht wird vermerkt, da{s
die staatlichen Gesprächspartner Kautz aufgrund selner offensiven Hal-
t(ung größerer Vorsicht un taktischem Einfühlungsvermögen 11
ber selinen Glaubensgeschwistern ermahnten ©7 Am /7.1.1968 berichte-

Kautz anläfslich eines Treffens mıiıt seinem Führungsoffizier In Halle
ber den Untall des Präsidenten Weist, der es fraglich erscheinen lasse,
ob ST seıne Funktion als Bundesvorsitzender och weiter ausüben kön-
ne ©5 Der Informant wurde daraufhin beauftragt, die Stası sotort 1n -

63 Vgl BStU AOG 2987/80, Bd L, Referat VOT einer Einwohnerversammlung VO
14.9.1965, ın dem Kautz heftig die BRD polemisierte; vgl a.a.O.; Be1l selner Kan-
idatur bekannte sich offen ZA0T Politik der DU  A »Er je{s uch durchblicken, da{s
eshalb VO  } einıgen anderen Glaubensbrüdern geächtet wird« (ebd.)

64 Vgl aa [Das Gespräch fand 99 1966
65 Vgl aa ©- Das Gespräch fand 1/.1.196/ Satt

Vgl BStU AIM Bd IL, 18$f
67 Vgl aa
68 Vgl BStU AIM Bd IL,
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ftormieren, wWenl die rage der Nachtolge 1m Präsidentenamt akut werde.
Bereits diesem frühen Zeitpunkt Weist starh 1mM April 1968 un die
Bundesleitungswahlen ertolgten eın ahr spater wulßlsten demnach die
Überwachungsorgane des Staates ber den potentiellen Wechsel der
Spitze des Bundes Bescheid. Damıit verschaffte Kautz den staatlichen
Stellen die Möglichkeit, frühzeitig ber mögliche Mittel AB Interventi-

bei der Amtsbesetzung ZU beraten. Bel emselben Treffen 1N-
formierte Kautz selinen Gesprächspartner auch ber selinen Vorschlag
die Bundesleitung, einen Arbeitskreises bilden, »IN dem alle gewähl-
ten Volksvertreter, die Baptisten sind«, vereinıgt werden sollten, die
politische Tätigkeit des BEFG verbessern®?. Diese Inıtlatıve sel1l VO  a

der Bundesleitung bisher kühl ohne Stellungnahme aufgenom-
worden. Die Stası empfahl daraufhin dem Informanten, bei sol-

chen Vorstößen vorsichtig se1ın und sich nıiıcht den Weg verbauen.
»Wichtiger lst, Wellll CT das Vertrauen der Leitung besitzt und inter-
L  z Beratungen hinzugezogen wird und u1ls ber deren Inhalt berichten
kann«/9 Es 1st erstaunlich und gleichzeitig beschämend, welchen rad

Übereinstimmung un Vertraulichkeit die Treffberichte widerspiegeln.
Kautz Warl als Pastor des BEFG offensichtlich jedem Vertrauensbruch
gegenüber selner Kirche bereit, seine innerkirchliche Karrılıere mI1t
staatlicher Hilfe OÖrdern.
Kautz berichtete In Gesprächen 1mM ersten Vierteljahr 1968 ber Un-
terredungen MmMI1t Manfred Sult und Rolft Dammann Wehrdienstfra-
sCcH Er übergab seinem Führungsoftfizier den internen Haushaltsplan
des Bundes ZUT Ansicht und informierte ausführlich ber die Haltung
der Bundesleitung ZUT DDR-Verfassung. Direkt 1MmM Anschlufß eiıne
Sitzung der Kommıssıon des BEFG VO 12.,314968; die eıne Stellungnah-

ZUT Verfassung tormulieren sollte, traf sich mi1t seinen staatlichen
Gesprächspartnern und berichtete eingehend ber die Resultate./1 I dIie
posıtıve Einstellung der Bundesleitung ZUT Verfassung und ZU Volks-
entscheid WarT daher den staatlichen Stellen bekannt. Wiederholt wird In
den Treftberichten deutlich, da{fß Kautz die Ansicht vertrat; selne Person
und seline politischen Verdienste würden seltens der Bundesführung
nicht hinreichend ästimiert./? Deshalb wollte sich durch die Schaffung
des Arbeitskreises eıne Basıs 1mM BEFG schaffen. In der Bundesleitungs-
sıtzung VOoO 1.3.1968 hatte Kautz der Warnung der Stası eıne S 31
ammenkunft der »Brüder, die stark in der Offentlichkeitsarbeit Ste-

69 Vgl aal
A.a.Q.,

/1 Vgl a;a.Q., 30.38
72 Vgl a.a:Q., 314 Seine Auszeichnung durch den Nationalrat mi1t einer Medaille

wurde, w1e voller Bitterkeit bemerkt, VO  - der Bundesleitung völlig ignorlert (vgl. 2:80.,
25)
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hen«”> für den Erühsommer angekündigt. Der Arbeitskreis der
Leitung VO  3 Kautz wurde schliefßlich VON der Bundeslei-
(ung als ständige Einrichtung eingesetzt. » Damıuit sanktionierte die Bun-
desleitung 1ın gewlsser Weise den bisher informellen Kreis, ihn
gleich durch die Delegierung der Mitglieder ihrer Abteilung Allgemeines
ın den AKO [ Arbeitskreis für Öffentlichkeitsfragen] einigermaßen
Kontrolle halten.«/* Welche Auswirkungen selne Intormationsweiter-
gabe hatte, zeıgten die welteren Entwicklungen 1n Berlin.
Hans Wilke, leitender Mitarbeiter 1m Staatssekretariat für Kirchenfra-
SCHL, befragte Dammann 9.4.196585 VOT der vorgesehenen ages-
ordnung ZU anstehenden Wechsel 1m Präsidentenamt ” Dammann
prasentierte dem Staatssekretär darauthin Herbert Moret als interım1-
stisch gewählten Vorsitzenden der Bundesleitung, der ihm demnächst
persönlich vorgestellt werden sollte. An diesem Vorgang wird bereits die
Zusammenarbeit und gegenseılt1ige Zuarbeit VO  3 Staatssekretariat un
Stası sichtbar, die sich 1m weılteren Verlauf der Aftfäre bestätigte. Fın
komplexes Zusammenspiel VO  - Staatssekretariat für Kirchenfragen, Mt£S
und 1st dadurch eindeutig für den Bereich der Freikirchen und klei-
HEn Religionsgemeinschaften belegt. Balders vermerkt, dafß der staatli-
chen Seite wenıge Wochen ach dem offiziellen Gespräch Dammann
Wilke »brisante bundesinterne Informationen« vorlagen, die eiıne staatli-
che Eintlufsnahme möglich machten /® Aufgrund der Treftberichte ergibt
sich ganz eindeutig, da{fß Kautz detailliert ber die entscheidenden Bun-
desleitungssitzungen berichtete und die staatliche Seite dementspre-
chend Instrulert vorgehen konnte. Kautz berichtete dem MtS
1.5.1968 mınut10s ber der Verlauf der »gesamtdeutschen« Bundeslei-
tungssıtzung, die VO Z : Maı stattgefunden hatte.// Dabei sparte er
ditfamierende Angriffe atıf den damaligen Bundesdirektor des Westbun-
des, Gerhard Claas, VOT allem aber Dammann nicht au  N Letzterer
dächte und aglerte 1m Grunde SC  Nn entsprechend selner gesamt-
deutschen Perspektive für den BEFG Dammann versuche, selne » Allein-
herrschaft« ach dem Tode VO  e Herbert Weist festigen, un se1l dar-
ber hinaus politisch abstinent. Als möglicher Nachtolger 1m Präsiden-
tenamt se1 Adolf£ Pohl 1m Gespräch. Kautz selbst werde für dieses Amt
als »fortschrittlich« eingeschätzt. Zur Abstimmung des weılteren Vor-
gehens werde sich 2.6.1968 der Arbeitskreis der politisch engagler-
ten Kräfte des BEFG treffen, dessen Gründung er der Stası bereits 1mM Ja-

Balders, Präsidentenwahl,
Aa 971
Vgl a:a.0©).; 5/, Anm

76 Vgl Balders, Präsidentenwahl,
Vgl BStU AIM Bd IL, 51#$£f (handschriftlich); 59$f (maschinenschriftlich).

Kautz klärte seıne Gesprächspartner über den Modus der Finreise der westdeutschen eil-
nehmer auf, die einzeln die Grenze überquerten, die gesamtdeutsche Ausrichtung der
Sitzung gegenüber dem Staat verschleiern (vgl.: a.a.O,; 52)
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uar avlslert hatte. Der Bericht ber die Bundesleitungssitzung 11-
laflste die Stası, eıne Information andere Dienststellen weılıterzuge-
ben ® Dort heißt s »Insgesamt 1st einzuschätzen, da{s beabsichtigt WAaT,
den ZUT gleichen Zeıt In der Hauptstadt der DDR und In Westberlin ta-

genden Bundesleitungen (JIst und West einen >ygesamtdeutschen Charak-
ter< ZU geben. Es wird vorgeschlagen, da{fß der Staatssekretär für Kirchen-
fragen mI1t den leitenden Funktionären der >Baptisten« ın der DDR eine
Aussprache führt, solche ygesamtdeutschen« agungen unterbin-
den, ähnlich wWIe 1es In bezug auf die >»Evangelische Kirche ın Deutsch-
land< geschehen« cei/? An dieser Anwelisung kann INan Z einen das
direkte Zusammenwirken VO  ; MtS un Staatssekretariat für Kirchenfra-
gCnh für den Bereich der kleinen Religionsgemeinschaften und Freikir-
chen illustrieren. Zum anderen ze1ıgt sich In der angestrebten Unterbin-
dung gesamtdeutscher agungen, da{ß die Kirchenpolitik gegenüber den
Freikirchen analog den Großkirchen gestaltet wurde.
Fın Bericht der In Halle VO 0.6.1968 belegt, w1e die Informationen
VO  } Kautz seltens der aufgegriffen und verarbeitet wurden ®0 Die
Zielsetzung des Arbeitskreises, die progressiıven politischen Kräfte
vereinen und ihren Eintflu{s auf den Bund und die Bundesleitung VeI-

stärken, wird exakt wiedergegeben. uch die Beratung Z Neuwahl des
Präsidenten wird folgerichtig als Tagesordnungspunkt erwähnt. Entge-
SsCh der bereits den Treftberichten TIn  en Aussagen, wonach
Kautz die Gründung des Arbeitskreises schon eın halbes ahr vorher der
Stası angekündigt hatte, wird jedoch nicht Kautz als Initiator genannt,
sondern der Volkskammerabgeordnete Walter Riedel ®1 Der Prediger aQus
Halle Kautz, der aber namentlich nicht erwähnt wird) se1 mıiıt der Lei-
(ung beauftragt worden. Fs fällt nicht leicht diese offensichtliche Ver-
schiebung der Kompetenzen deuten. Entweder g1ing die nregung Z.UT

Bildung des Arbeitskreises tatsächlich auf Riedel zurück, wonach Kautz
gegenüber der Stası bzw. der die Unwahrheit gesagt hätte, vielleicht

iıhr gegenüber selne führende Rolle protegleren. der Riedel und
Kautz verständigten sich intern ber ihre Funktionen bei der Gründungdes Arbeitskreises. Wahrscheinlicher 1St, da{s Kautz aufgrund der War-
NUNsSsCH selnes Führungsoffiziers und taktischer Erwägungen nıicht die
Rolle des Inıtiators gegenüber dem BEFG übernehmen wollte und dem-
entsprechend Riedel dafür SCWANN oder instrulerte. Gleichzeitig er-
auerte Kautz jedoch seinen Führungsanspruch durch die Übernahme
der Leitung des Arbeitskreises. uch Balders bezweiftelt die Richtigkeitder Angabe, ach der Riede] ZUerst die Inıtlatiıve ergriffen habe.®2 Er

79 Vgl Ha 65f
79 A:a:O,
SO Vgl BStU MTtS XX/A 927, 31
8 Zur Person Walter Riedels vgl Balders, Präsidentenwahl,
8 > Vgl Ba
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resumtılert: »Offensichtlich wollten Kautz und Riedel 1U die Gunst der
Stunde Nnutzen und sowohl richtungsmäßige als auch personelle Verän-
derungen auf den Weg bringen« (ebd.) ach der bisherigen Analyse
muÄ{s INan wohl ın Kautz den Hauptverantwortlichen sehen, der Riedel
Z Mitarbeit SCWaNN., Inwieweit Riedel ber die Beziehungen VO  z
Kautz ZU Mtf£fS Kenntnis hatte, MUu Vorerst offen bleiben.
Kautz berichtete In dieser Phase kontinuierlich dus der Bundesleitung,wobei sich die Polemik Dammann fortsetzte. In aller Deutlichkeit
machte gegenüber der Stası seinen Willen deutlich, Präsident WeTl-
den, wobei ß sich der Solidarität der Juüngeren Pastorenschaft sicher
war © Er rief die staatlichen Stellen dazu auf, ihn darın unterstutzen
und mittels Drohungen und Kepressionen wI1e etwa bei landeskirchli-
chen Bischofswahlen die Stimmung 1mM BEFG selinen Gunsten
beeinflussen. ber die Gründung des Arbeitskreises 261968
dem Dammann VO  > der Bundesleitung delegiert worden WäAal, außert
sich ambivalent. Während Dammann SE posıtıve öffentliche Stellung-nahmen seltens des BEFG ZU R-Staat verhindern wolle, hätte sich
Walter Riedel als durchaus POSItIV erwiesen .©* Am 6.9.1968 konnte
Kautz seline staatlichen Gesprächspartner mi1t der Intormation beruhi-
sCh, da{fß die Bundesleitung ıIn ihrer letzen Sitzung nicht ber den
Einmarsch der Staaten des Warschauer Pakts ıIn die CSSR diskutiert
habe und dazu auch keine Stellungnahme sSe1 Im prıvaten
Gespräch hätte eın Mitglied der Bundesleitung, Manftfred Sult, vielmehr
vollstes Verständnis für die militärische Intervention Z Ausdruck
gebracht.® Günter Lorenz versicherte Kautz, da{s auch die westdeutsche
Leitung der Baptısten keine Stellungnahme bzw. Verhaltenslinie den
Ereignissen In der CSSR herausgegeben habe
Im Treftbericht VO wurden die direkten Ma{fsnahmen Z.ULT

Beeinflussung der Präsidentenwahl besprochen. Kautz hielt den » Inte-
rimsvorsitzenden« un damit aussichtsreichsten Kandidaten, Herbert
Moret, für ungee1gnet, da er Dammann »hörig« se1l Daraufhin fragen
selne Gesprächspartner, wWwI1e sS1e auf den Entscheidungsprozels einwirken
könnten. Kautz fand sich bereit, konkrete Vorschläge machen: Wal-
ter Riedel sollte für einen Artikel werden. arın sollte Riedel
auf die Verantwortung der Baptisten in.der DDR eingehen »und auf die
Bedeutung elnes Vorsitzenden und dessen Qualitäten« hinwei-

ö3 Vgl BStU AIMF Bd 1L, 68$ Die möglichen Nachtolger des Vorsitzenden
der Vereinigungsleitung Sachsen vertraten S:E den Standpunkt, »daß dle Leitung des
Bundes übernehmen sollte« (a.a.O., 69)

54 Vgl 3a20
ö5 Vgl aa Ob diese Aussage bereits aus Verdachtsgründen Kautz ent-

stand, mMu: offen bleiben. Ein Zeıtzeuge, Klaus Heinrich, schreibt In diesem Sinne über
Kautz: »Da WIT selne iIntensiıven Kontakte den Staatsorganen wulsten, 24 keiner,
ihm hart widerstehen « Balders, Präsidentenwahl, 103
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cen .56 Fr werde darüber hinaus Kautz für die Funktion des Präsidenten
vorschlagen. Mitglieder der Bundesleitung sollten VO  — der staatlichen
Seite einer Legende angesprochen und mittels Drohungen ZUT (}n
terstützung der Kandidatur VON Kautz gebracht werden. FEs 1st selhbst 1m
nachhinein erschütternd, wenn InNnan die perfide Anleitung ZUTLT Kenntnis
nımmt, mıiıt der Kautz selıne Glaubensgeschwister den Staatsorganen
auslieterte, seine eigene Wahl durchzusetzen. Die unmittelbaren
Auswirkungen lassen sich 1im Blick auf die Haltung des Staatssekretari-
ats un entsprechende Einschätzungen der Stası nachweisen.
Balders schildert, wI1e das Staatssekretariat eın offizielles Zusammentref-
fen miı1ıt dem »Interimsvorsitzenden« Moret aufgrund der och offenen
Situation hinauszögerte.®/ Sehr aufschlußreich 1st 1ın diesem /usammen-
hang die 7zusammenftfassende Information der Hauptabteilung des
MtfS VO 30.1.1969 die Hauptabteilung »1mM Hause«.® Un
ter der Überschrift: » Tätigkeit VO  a} Religionsgemeinschatften In der
DDR« wird die bevorstehende Neuwahl des Präsidenten 1m BEFG PTrO-
blematisiert. Die geplante Strukturveränderung der Bundesleitung wird
als Mifßßachtung der »bisherigen Gepflogenheiten« bezeichnet, die VOT al-
lem der Entfernung progressiver Kräfte aus dem Leitungsgremi1um die-

welche »durch der Leitung hörige Funktionäre« ersetzt werden soll-
ten.?9 Interessanterwelse fehlt jeglicher Hinweis auf die Rolle VO Kautz
und die des Arbeitskreises. Die Stası sah Positionskämpfe VOTQaUs, wobei
den Verantwortlichen unterstellt wurde, mı1t den Sitzen der Bun-
desleitung manipulieren. Der verwendete Begriff »hörig« entspricht
den Aussagen VO  x Kautz 1mM Treffbericht (S.O.) Die Intorma-
t1on ber eine scheinbar »unrechtmälßsige« Umbildung der Bundeslei-
t(ung verwelısen auch auf die »Quelle Kautz«, der durch die Abschaffung
des Bundesratsausschusses seline Einflufßnahme auf der Leitungsebe-

bangen mußflte. Der Vorwurtf der Manipulation konnte laut Balders
1U VO  > einem »Insider« tammen, der die VO Bundeshaus vorgegebe-

Verteilung VO  - Direktkandidaten der Vereinigungen und der 13ı
stenkandidaten gegenüber den staatlichen Stellen kritisierte.?)
Z Begınn des Jahres 1969 unterstrich Riedel In einem Brief Dam-
INann, da{fß der staatlichen Seite sehr Gesprächen mıiıt dem BEFG
ter Einbeziehung des Arbeitskreises, den Kautz leite, gelegen se1.?2 Eın
lermın für dieses Kontaktgespräch wurde och VOT der entscheidenden

BStU AIM Bd L 7 / Balders berichtet, da{s bereits 27.7.1968 eın Tf1-
kel über Kautz 1mM CDU-Organ Neue eıt erschien. Dahinter zurecht ahl-
propaganda. Vgl Balders, Präsidentenwahl,

Vgl ebd
88 Nicht, wıe Balders angibt, der Hauptabteilung VI
ö9 Vgl BStU Mtf£S XX/4, 92/7,

Ebd
9ı Vgl Balders, Präsidentenwahl,
92 Vgl 4a
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Bundeskonferenz angesetZtT. Riedel versuchte fortgesetzt, inwels
auf die Kontakte / 88 Staatssekretär deigewasser und dessen Frwartun-
gCch die Person des Präsidenten, Druck auf Dammann Uu-

üben, die Wahl VO  - Kautz vorzubereiten, ohne dessen Namen schon
direkt 1Ns Spiel bringen. Dammann hielt zunächst dagegen und stellte
sich, mıiıt ezug auf selne eigenen Gespräche mI1t dem Staatssekretariat,
VOT den Kandidaten der Bundesleitung.? Man annn aufgrund der bishe-
rıgen Recherchen beweisen, da{fß Riedel 1m Zusammenhang mi1t Kautz
aktiv wurde. ** Im Treffbericht VO 7.2.1969 wird die Einschätzung der
Situation aus der Sicht VO  — Kautz wI1e folgt wiedergegeben: » F erner hat
der ( den Eindruck, da{s VOT allem Dammann daran interessiert 1St,
auch LLUT ihm genehme Personen ıIn die Bundesleitung bekommen.
Um einen Abfall sıc! verhindern, Riedel aus Dresden (Volks-
kammerabgeordneter) bei Dammann eın Gespräch bei Staatssekretär
Jeigewasser bezüglich der Neuwahl führen. Riedel erklärte sich be-
relit, dieses arrangıeren. Dammann selbst WarTr ach Meinung VOoO  . Cl
‚Herbert-« nicht erbaut VO  B dem Vorschlag un wird versuchen, seline
Konzeption bezüglich der Bundeskonferenz schnellstens durchzufüh-
ren.«?> Die Stası beauftragt den Informanten, weılter mI1t Riedel In Ver-
bindung bleiben, Dammann beeinflussen. Kautz berichtete
/.2.1969 der Stası, da{s das weltere Vorgehen mıiıt Riedel un Heinrich
Strohmann?® abgesprochen sSe1l [Dieses Gespräch and Rande des
DU-Parteitages 7721969 ıIn Erfurt statt.?/ Strohmann, Riedel un
Kautz verständigten sich darüber, da{s Riedel einen Antrag die Bun-
desleitung richten sollte, »InN dem auf die große Verantwortung, die die
Konferenz bei der Neuwahl tragt«, hingewiesen werden sollte? Ein
Treffen mI1t Ddeigewasser se1l für den April vorgesehen. Dammann be-
treibe, ach Angaben VO  Z Kautz, eıine Aussprache mı1t dem Staatssekretär
erst ach der Konferenz, dort den bereits gewählten Präsidenten
Moret präsentlieren. Kautz empfahl der Stası, da{s deigewasser Druck
machen solle, die Wahl beeinflussen. Riedel stellte 2721969
den Antrag die Bundesleitung, in dem die Namensänderung des
Bundes und eine Neuaufnahme der Überlegungen Y Präsidentenwahl
forderte 99 Gegenüber dem Staatssekretariat erläuterte C} die Situation
1M BEEFG, drang auf die Einhaltung des Jlermins April und führte
Kautz als wünschenswerten Kandidaten eın Riedel kündigte Dammann
seline Teilnahme der nächsten Bundesleitungssitzung auf der

Vgl aa 93
Vgl BStU AIM Bd IL, ort berichtet Kautz, da{fß das Vorgehen mi1t

Strohmann und Riedel abgesprochen habe
A.a.OQ.,

96 Zur Person Strohmanns
Vgl Balders, Präsidentenwahl,

98 BStU AIM'Bd 18
Vgl Balders, Präsidentenwahl,
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selinen Antrag ABn Namensänderung und ZU Präsidentenfrage vertreten
wollte.
Wie stark die fortgesetzte Intormationsarbeit VO  — Kautz 1ın dieser SPan-
nungsreichen Phase weiterwirkte, ze1gt eıne AaNONVME Information In
den Akten des MftfS VO 4.72 1969 100 I )a 6S1€e ausschliefßlich Anweisun-
SsCcmH für die Referenten für Kirchenfragen ıIn den Bezirken enthält und
keinerlei Hınweise auf den Einsatz und die Abschöpfung konspirativer
Verbindungen, 1st da{s e5 sich eıne Intormation des
Staatssekretariats für Kirchenfragen In Absprache mi1t dem Mtf£S handelt.
In dieser Einschätzung Z Präsidentenwahl werden die Bundes-
leitung und Dammann die Vorwürte erhoben, die sich In
den Treffberichten mı1t Kautz finden: gesamtdeutsche Ausrichtung der
Arbeit Dammanns;*°! 1nwels auf die gesamtdeutsche Sitzung der
Bundesleitung VO 20421 50968 dem Vorsitz VO  - Hans Arndt;1%

Dammann wolle 1Ur ihm »hörige« Personen ın der Bundesleitung; *®
Dammann wolle »allein herrschen « 194 Es wird vorgeschlagen, die

mentlich aufgeführten Mitglieder der Jetzıgen Bundesleitung ber die
zuständigen Referenten für Kirchenfragen Aussprachen einzuladen.
Damıiıt entsprachen die staatlichen Stellen der Aufforderung VO  - Kautz,
der empfohlen hatte, die Mitglieder der Bundesleitung

Druck setzen 105 An diesem Beispiel wird deutlich, wI1e stark das
Zusammenwirken VOoO  - Staatssekretariat und Mtf£S 1m Blick auf die Frei-
kirchen WAäITl. Die Intormationen VO  - Kautz nıcht Zur für die
gionale Ebene bedeutsam, sondern hatten Auswirkungen auf die gesamte
Einstellung der staatlichen Stellen gegenüber der Freikirche. Die Hın-
welse des »Herbert« gegenüber dem Mt£S wurden auf höherer Ebene
weitergeleitet und ührten einer Direktive des Staatssekretariats für
Kirchenfragen.
uch In den folgenden Zusammenkünftten der ersten Monate des Jahres
1969 SetTzte Kautz seline Berichterstattung tort un schilderte die Situati-

dus seliner Sicht, wonach Dammann den Kandidaten Moret aus

eigennützıgen Gründen unterstutze und durchzubringen versuche,
selne autokratische Führungsrolle verstärken und dann 1U »ihm S5C-
nehme Personen« ıIn der Bundesleitung haben.10
Miıt besonderer Spannung wurde sicher VO  aD} allen Beteiligten die Bun-
desleitungssitzung VO /.2.1969 der Riede]l und Kautz
teilnahmen. Kautz berichtete selben Jag der staatlichen Seite ber

10  ® BStU MftS K X /dA 92/, 35f.
101 Vgl BStU AIM Bd IL, 56.82
102 Vgl 8A0 51$f
103 Vgl a;a.0.; /5.81
104 Vgl a.a.0.,
105 Vgl aal
106 Vgl a a%).. 8Oft.
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den Verlauf der Sitzung. »” Zunächst WarTr ber die »Namensänderung«
des Bundes beraten worden. ach einem ıIn der Sache eindeutigen (B
spräch 1m Staatssekretariat für Kirchenfragen wurde VO  a Dammann Vel-

langt, die beiden etzten Worte »In Deutschland« aus der Bundesbezeich-
nNung wegzulassen, den gesamtdeutschen Charakter auch sichtbar
aufzugeben.!0% Die Namensänderung, die der veränderten Vertassungsla-
SC entsprechen sollte, wurde VO Staatssekretariat In einen direkten ANT-
sammenhang mi1t potentiellen Genehmigungen für Einreisen gestellt.
I ieses Vorgehen entsprach der Linie der DDR-Kirchenpolitik selt 1967,
wonach »die Ulusion ber eine einheitliche Kirche«109 systematisch Ze1-

schlagen werden sollte. Die Zweistaatlichkeit Deutschlands sollte VO  5
den Kirchen endlich akzeptiert werden. Die Folge sollten die organısato-
rische Irennung VO  aD} gesamtdeutschen Institutionen, VOT allem der EeVa

gelischen Kirchen un auch der Freikirchen SEeIN. Wer sich dagegen für
die kirchliche Einheit Deutschlands engagıerte, unterstutzte aus Sicht
des Staates die reaktionäre Politik der Bundesrepublik un schädigte die
Kirche In der DDR.110 Bereits ach Inkrafttreten der Verfassung
1mM April 1968 konstituierten sich verschiedene Kirchen und Freikirchen
ın nunmehr getrennten Organisationen.**
ach einem Gespräch mıiıt dem kommissarischen Präsidenten Moret
klärte sich Dammann gegenüber dem Staatssekretariat schriftlich für
den BEFG bereit, den Antrag auf Namensänderung dem nächsten Bun-
desrat vorzulegen. Im Blick auf die großen kirchlichen Auseinanderset-
ZUNgCN ber die eue Verfassung und die Gründung des »Bundes der
Evangelischen Kirchen In der DDR« BEK): verwundert die lapidare
Aussage VO  _ Kautz, da{s In dieser rage innerhalb der Bundesleitung kei-

Probleme festzustellen sejen.1l Der Bundesdirektor des westdeut-
schen BELG, Gerhard Claas, bedauerte ZWaTlT die Namensänderung, die
VON der Bundesleitung-West miıt Schmerzen ZUT Kenntnis 5  n
werde, weil l1ler politischem Druck gehorcht würde. Die ormale ren-
HNUuNng solle aber die Innere Einheit nicht In rage stellen. Der Intormant
Kautz schätzte gegenüber seinem Führungsoffizier e1n, »da{s Ianl Z WaTl
tormal eine Irennung herbeiführt, aber ansonsten bestrebt 1St, die B“
melınsamen Verbindungen aufrecht erhalten «114 Desgleichen belegt

107 Vgl aa Q6Fff
105 Vgl Dammann, [Die Teilung des Bundes 1 ahr 1969, 175
109 Besıter, Der SED-Staat und die Kirche. Der Weg ın die Anpassung, München

1993 628
110 Vgl &:a 630£.
v &i Vgl Dammann, Teilung, 175 Zur Stellungnahme des BEFG ZULI Verfassung VO  —

1968 vgl Dammann, Als Freikirche 1mM sozialistischen Staat, 1n alders Materne, Fr-
lebt, 44$$

e f S Vgl Besiter, SED-Staat, 645-/22
113 Vgl BStU AIM'Bd IL,
vr A.a.O.,
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eın Schreiben Riedels Dammann VO 2221969 da{s zumindest
Dammann sich mıiıt der Entscheidung für die Namensänderung, die
letztlich die Irennung 1ın Z7wWwel Bünde testschrieb, schwer tat L1 Riedel
bemängelt In seinem Schreiben, da{fs sich Dammann erst ZU gegenwar-
tıgen Zeitpunkt für eine Anderung ausgesprochen habe ach Riedel
hätte s1e schon eın ahr früher also 1m ahr der DDR-Verfas-
SUuNng erfolgen können und nicht erst auf Druck des Staatssekretariats.
Riedel nahm, ach dem Protokall der Bundesleitung, ausführlich YASHR

Namensänderung Stellung, die anschließend diskutiert wurde. Er Wal ecs5
auch, der das Thema auf die Präsidentenwahl brachte und dabei Herbert
Kautz als gee1gneten Kandidaten, der den Erwartungen des Staates ent-
spräche, vorschlug. 116 Dammann stellte klar, »da{ ihm seltens des Staats-
sekretariats ohl gesagt worden ist, da{s INnan hoffe, da{fs der künftigePräsident eiıne posıtıve Stellung ulIllserem Staat habe, da{fs aber 1 üb-
rıgen die Wahl des Präsidenten In UulnllseTeTr eigenen Zuständigkeit sej«.11/
Dammann Nnutzte demnach den Spielraum, der sich ihm durch eıgeneKontaktgespräche mıiıt dem Staatssekretariat eröffnete.
Fin Beschlufs wurde 1m Anschluf6 dieses Votum 1U ZUur Namensän-
derung getroften. Kautz berichtet seinem Gesprächspartner VO M(tfS
deutlich verstimmt, da{s Inan sich Adı Februar, obwohl Kautz VO  -
Riedel ZU ersten Mal SaANzZ oftiziell Ag Vorsitzenden vorgeschlagenworden ware, nicht ber die Präsidentenwahl unterhalten habe und nNıe-
mand Stellung5hätte. 118 Kautz selbst brachte ıIn der SitzungFebruar och einmal das Anliegen Riedels, und damit selıne e1ge-

Nominierung, VOTIL. Irotz eiıner Aussprache wurden jedoch keine Be-
schlüsse ın dieser rage gefaßt.
Kautz beschwerte sich In der Bundesleitungssitzung, da{s anläfslich dieser
Zusammenkunft keine Namen VOo  a möglichen Kandidaten geNaANNT WUT-
den 50 würde der Beschlufs darüber erst unmittelbar VOT der Bundes-
konftferenz fallen, teilte selnem Führungsoffizier mı1ıt Hıerin älst sich
selne Enttäuschung ber die erfolglose Intervention Riedels 1n der
vortagıgen Bundesleitungssitzung erkennen. Adolf Pohl, Dozent
Theologischen Seminar, fand Kautz gegenüber deutliche Worte

» ICh möchte dir LLUT eines CIl Schweigen WarT auch ıne Antwort. Es
Wal die Andeutung. Wır lassen uns uUunllseTren Präsidenten nicht VO
Staat vorschreiben. Der NEUE Präsident mu 100 % Mann sSeIN. Es
kann 1LLUT eın Präsident se1n, der VOoO  a den Baptisten gewählt wird.«119

145 Vgl Balders, Präsidentenwahl,
116 Vgl BStU AIM Bd IL,
&d Balders, Präsidentenwahl, 100
118 BStU AIM Bd IL,
119 Aa.0O0.;
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» Wır lassen uns nicht drücken«, falste Pohl seline Antwort auf Kautz
Samiınııinen Das Evangelium müßte weiterhin verkündigt werden, egal »ob
WIT das ber oder Wasser« tun.120 Dieses mutıge Votum, das VeI-

rat w1e die Agltation VO  —; Kautz und Riedel bei den Verantwortlichen
eingeschätzt wurde, schwächte der Vorsitzende der Bundesleitung und
Präsidentschaftskandidat Herbert Moret ach Aussagen VO  — Kautz
ahb Dennoch empfahl Kautz der Stası, als welteres Druckmittel 1ın der
Entscheidungsphase Dammann keine Reisen mehr genehmigen. Der
Arbeitskreis, den Kautz eitete und dem Riedel un Strohmann angehör-
ten,; wurde VO  > der Bundesleitung mi1t der Vorbereitung der wichtigen
Begegnung mi1t deigewasser beauftragt. Man traf sich 9.3.1969 ın
Leipzig. 4 Mit dieser Beauftragung versuchte die Bundesleitung offen-
sichtlich, den politischen Beziehungen Riedels und Katitz'; die AB Vor-
teil des Staat-Freikirche-Verhältnisses geNUTZT werden konnten, Rech-
Nung tragen.
eiıtere Auswirkungen der Abschöpfung VOoNn Kautz zeıgen sich zunächst
ıIn den Akten des Staatssekretariats für Kirchenfragen, das seline Anga-
ben aus der Bundesleitungssitzung VOoO /.2.1969 ıIn der Intormation
VO März weiterverarbeitete und Ma{isnahmen vorbereitete 122 Dort
begegnen Formulierungen, die sich miıt denen des Treftberichts VO 28
Februar decken. 50 auch ber die Einlassung Pohls, die ın der Intormati-

als Meıinung des BEFG wiedergegeben wird Der Cu«r Präsident MUS-
100 °% ihr Mann sSeIN. uch die In der Information des Staatssekreta-

rlats enthaltenen Außerungen ZUTLT Namensänderung stimmen m1t den
Angaben VO  - Kautz Z Bundesleitungssitzung überein. Fest steht, da{s
Kautz, aber auch Riedel, m1t allen Mitteln versuchten, die Wahl VO  -
Kautz durchzusetzen. Dabei instrumentalisierten s1e auch das Staatsse-
kretariat, die Verantwortlichen ihrer Freikirche vorzugehen. Be-
reits die beständige Mahnung, ın jedem Fall den Termin miıt deigewasser

April einzuhalten, belegt die taktische Intention. Der Finsatz VO  aD}
Riedel auf der offiziellen Kontaktschiene und der VO  - Kautz 1m konspi-
ratıven Bereich ührten dem Staatssekretariat erst VOIL ugen, welch
emıinent wichtige und politische Bedeutung der Präsidentenwahl zukam.
hne die kontinuierliche Diffamierung der leitenden Verantwortlichen
und die Herausstellung der eigenen »progressıiven« Einstellung durch
Kautz ware das Augenmerk der staatlichen Stellen ohl aum inten-
S1V auf die Wahlentscheidung gerichtet SCWESECN.
In der kte des »Herbert« findet sich eın weılterer Treftbericht erst

dem Datum VO 0.4.1969 125 Kautz stellte In diesem Bericht fest,
dafß die abgesprochene Konzeption nicht aufgegangen sSEe1 Auft der Verei-

: 2  ® Vgl a.3.6©).;
W Vgl BStU AIM'Bd IL, 97$€.
122 Vgl Balders, Präsidentenwahl, 101£.
123 Vgl BStU AIM'Bd N
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nigungskonferenz Maärz sSE1 Ernst Wank als Listenkandidat für
die Bundesleitung gewählt worden, weil diejenigen, die selne Wahl
terstutzten, geschwiegen hätten. Die skandalösen orgänge auf der Ver-
einigungskonferenz werden VO Balders und einem Zeıtzeugen ausführ-
ich geschildert, da{s 1ler auf eine gCHAUC Wiedergabe verzichtet WeT-
den kann. 124 Kautz mudte VO  — der Vereinigung Sachsen als Listenkandi-
dat für die Bundesleitung nomını1ert werden, da der eue Präsident aus

den Mitgliedern der Bundesleitung gewählt würde. Fr hatte In der Verei-
nigungsleitung bereits INtenSsIV für selne Kandidatur geworben und
verhohlen auf staatliche Interessen verwlesen. Obwohl er zunächst als
eın aussichtsreicher Kandidat galt, traf das Gremium In geheimer Wahl,
VOT allem aufgrund seiner demonstrativen Selbstempfehlung, eiıne ande-

Entscheidung. Kautz emptfahl ach dieser bitteren Niederlage ıIn den
Vorwahlen, da{fß der Staatssekretär 8.4.1969 NnUu Druck auf die Ver-
antwortlichen ausüben sollte, die Wahl VO  — Kautz dennoch VOTanz
treiben.
Am Jun1, also erst Z7WEeI Monate spater und damit bereits ach der
entscheidenden Bundesratstagung, traf sich Kautz wieder mi1t dem Ver-
treter des fS.125 I Dhie staatliche Seite hatte infolge der Niederlage VO  >

Kautz offensichtlich aufgegeben, direkten Einflu{s auf die Präsidenten-
ahl ZU nehmen. Das zeıgen auch die Dokumente des Staatssekretariats
für Kirchenfragen ZUT Vorbereitung der Begegnung des Staatssekretär
mıiıt Vertretern des BEFG 8.4.1969,126 die wı1ıe selbstverständlich VO  0&

Moret als künftigen Präsidenten sprechen, dessen endgültige Wahl be-
vorstehe. ach Aussagen VO  —; Dammann und Moret habe der Staatsse-
kretär Z Schlufs der Begegnung hervorgehoben, da{s die staatliche
Seite sich nicht ıIn die innerfreikirchlichen Belange, w1e die Präsidenten-
wahl, einzumischen gedenke. In der Information der Hauptabteilung
X/4 des Mt£S AD Bundesratstagung VO &a Maı ın Dresden wird
dann die Wahl Morets auch ohne weıtere Kommentierung berichtet.
Gleichzeitig konnte zufrieden festgestellt werden, da{s die Namensände-
runs des BEFG entsprechend der Vertassungswirklichkeit der DDR auf
dem Bundesrat ohne Auseinandersetzung beschlossen wurde.127 Die Na-
mensänderung, die 1m Grunde jel mehr als der Austausch VO  - 1er
Worten WAaT, wurde mMI1t großer Mehrheit bei wenıgen Gegenstimmen
und Enthaltungen angenommen. *“ Warum die Freikirchen, allen
die » Freien evangelischen Gemeinden« BFeG); 1mM Unterschied den
heftigen Auseinandersetzungen innerhalbh der EKD ohne orößere Beden-
ken die gesamtdeutsche Urganisation preisgaben, verdient eıine einge-

124 Vgl Balders, Präsidentenwahl, 103-104
125 Vgl BStU AIM 0036/78, Bd I} 102$.
126 Vgl Balders, Präsidentenwahl, 105
127 Vgl BStU M$S XXY/4 Y27.
128 Vgl Dammann, Teilung, 176
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hendere Untersuchung. Die kongregationalistische Ekklesiologie, die VO  —;

der Autonomıie der Ortsgemeinde ausgeht, ist azu prädestiniert, die
Einzelgemeinde höher bewerten als den Verbund der Gemeinden. Die
»Bundesidentität«, das gesamtfreikirchliche Bewulßstsein, WarT ıIn der
Geschichte iImmer wieder umstrıtten bzw. theologisch Sal nicht profi-
liert. seltens der Freikirchen eıne 1m Vergleich mıiıt der evangelischen
Kirche höhere Kooperationsbereitschaft mi1t den staatlichen Stellen VOTI-

lag, die sich aus ihrer Minderheitensituation ableitete, mu{s och
orscht werden.
Ende 1969 bewertete das MftfS anläfßlich der jährlichen Einschätzung des
Inoffiziellen Mitarbeiters Herbert Kautz den Vorgang die Präsiden-
tenwahl . 129 Es se1 nicht gelungen, ih als Präsidenten lancieren, weil

selne Person sehr 1n den Vordergrund gestellt habe Die staatlichen
Stellen entdeckten, da die offensive und undiplomatische Vorgehens-
welse VO  > Kautz der Grund für das Scheitern der geplanten Einflußnah-

WAaäT. hne es quellenmäßig belegen können, muÄ{fs INnan davon aus-

gehen, da{fß die staatlichen Stellen einerselts aufgrund der egozentrischen
Attitüde Vo  x Kautz, aber ohl auch aufgrund der loyalen Haltung der
Verantwortlichen des BEFG 1ın der Verfassungs- und Namensänderungs-
frage VO  a} eıner massıven Beeinflussung der Wahlentscheidung absahen,
die Kautz ihnen nahegelegt hatte. In der Kooperatıon mıiıt einem Präsi-
denten des BEEFG, der eigenständig gewählt Wal und gleichzeitig einer
posıtıven Zusammenarbeit miıt dem Staatssekretariat bereit Wal, sah INa  aD
den größeren Nutzen, als ın einem durch staatliche Intervention durch-
gesetzten, unberechenbaren »Wunschkandidaten« Kautz
Dennoch WarTr den Überwachungsorganen weiterhin einer Zusammen-
arbeit mıiıt Kautz gelegen, die sich bis selInem Tod kontinuierlich fort-
setzte Kautz konnte Z Wal aufgrund selner Niederlage nicht als Funktio-
nar in einer Spitzenstellung für den Staat aktiv werden, Was selne Wahl
Z Präsidenten ohne Zweitel bedeutet hätte. Durch die Auflösung des
Bundesratsausschusses wurde für ih gleichzeitig die direkte Aussplo0-
nlıerung der Bundesleitungssitzungen unmöglich. Er War aber aufgrund
selnes Vorsitzes 1m Arbeitskreis für Offentlichkeitsarbeit, durch die aktı-

Mitarbeit In der CFEK (Christliche Friedenskonferenz) und durch VeI-

mehrte Publikationstätigkeit durchaus In der Lage, das Verhältnis ZWI1-
schen BEFG und NR-Staat beeinflussen. S50 schrieb einen
glorifizierende Artikel ZU Jahrestag der DDER, der 1m BEFG —
strıtten war. 150

129 Vgl BStU AIMy Bd II » Das VON Anfang al verfolgte Ziel, den
anläfßlich der Bundeskonferenz 1969 ın Dresden 1n die Funktion des Präsidenten TIN-
SsCnh, milfslang. In Auswertung und Einschätzung der Situation wurde herausgearbeitet, da{s
der seine Person mehr In den Vordergrund schob und somıt iıne gewlsse Oppositions-
haltung sich erzZeUgLE« (ebd

130 Vgl BStU AIM 0036/78, Bd IL, 121
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ach der Bundeskonferenz geriet Kautz innerhalb des Bundes zunächst
Druck Er beschwerte sich gegenüber seinem Führungsoffizier, da{fß

INnan Stimmung ihn mache un die progressiven Kräfte, wI1e be-
fürchtet, sukzessiv ausgeschaltet würden. S50 sSEe1 er VO  - der Gemeinde In
Görlitz VO  — einer Evangelisation, die halten sollte, ausgeladen worden.
Den Briefwechsel mi1t dem Pastor der Gemeinde, In dem kritische Worte
ber sein politisches ngagement und die orgänge anläfslich der Präsi-
dentenwahl enthalten sind, übergab der Staatssicherheit, obwohl se1in
Amtsbruder ih außerste Vertraulichkeit wI1e In einem ler-Augen-
Gespräch gebeten hatte. 11 uch in dieser Korrespondenz verteidigte
Kautz se1in Vorgehen, indem Cr folgerte, da{ß die Entscheidung ihn,
wI1e die Jüngsten Ereignisse zeıgen, Erschwernissen ıIn der Genehmi-
SUNg VO  a Ausreisen ührten. Moret wandte sich ach Kautz  / Angaben

eine Diffamierung selner Person. Warum sich der Präsident VOT
Kautz stellte, IsSt nicht leicht verstehen. Wahrscheinlich wollte INnan
die politischen Beziehungen des BEFG niıcht durch direkte Angriffe oder
öffentliche Maßregelung eines »progressiven« Pastors belasten, der ber
einschlägige Kontakte staatlichen Stellen verfügte.
Kautz berichtet der Stası unmittelbar telefonisches Kennwort: » Her-
ert aus Halle « sobald ß Nachrichten aus der Bundesleitung oder der
Bundesgeschäftsstelle erhielt.1°2 Be1l Auslandsreisen überwachte er die
kirchlichen Mitreisenden und emptahl In der Auswertung mMI1t Seltmann
VO Mf£S, WE eine erneute Ausreise erlaubht oder verweıgert werden
sollte . 15 Obwohl Kautz 1m Sinne des Staates auf die Bundesleitung eiIn-
wirken und Ende 1969 eine posıtıve Stellungnahme des Bundes ‚AIER

DDR durchsetzen sollte, muÄßfste er 1mM Januar 1970 resignlert teststellen,
dafß Cr VO  - allen offiziellen Treffen und Beratungen ferngehalten WUuT-

de. 154 Er rıet eshalb der staatlichen Seıte, vermehrt Druck auf selne Kır-
che auszuüben und Ausreisen der Funktionäre verhindern. Immer
wieder wurde Kautz ın dieser Weise eingesetzt, die Verantwortlichen
des Bundes davon überzeugen, da{s eine politische Stellungnahme SE1-
tens des Bundes dus der Sicht des Staates sSe1 Wie diese Inter-
ventlionen aufgenommen wurden bzw. welche direkten Auswirkungen
s1e auf das Verhalten der Verantwortlichen gegenüber dem Staat hatten,
mu{fs eıine spatere Untersuchung zeıgen.
ıne VasCc Hoffnung, wieder auf die Leitungsebene des Bundes gelan-
SgCH, verband Kautz miı1t einer möglichen Wahl rAA8 Vereinigungsleiter ıIn
Sachsen 1mM Frühjahr 1970 .155 Dennoch erfolgten die Treffen mıiıt der Sta-
S61 In immer größeren periodischen Abständen. An den Akten wird

131 Vgl BStU AIMPBd IL, 1131417
132 Vgl aal 128
133 Vgl a:a:©-, 130
134 Vgl a.a.QO.,
K Vgl aal 138
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kennbar, da{flß das Interesse der Staatssicherheit Kautz ach der g...
scheiterten Präsidentenwahl merklich zurückging. Kautz stellte gleich-
ohl selinen »Wiederaufstieg« ıIn Aussicht, da als Kandidat ZUu Vere1l-
nigungsleiter vorgeschlagen worden sel Wenn er 0.5.1970 In der
Bundesleitungssitzung anwesend ware, würde P dem MftfS ber die Un
tergrundbewegung der Baptisten ıIn der Sowjetunion berichten 196 Die
Thematik der »Initiativyniks« War für die Überwachungsorgane VonNn S10-
(dem Interesse, da Kautz wiederholt In diesem Sinne eingesetzt un
ZUT Aussplonierung VON Reisekadern eingesetzt wurde 157 Seine Aussa-
sCch ber den Arbeitskreis für Offentlichkeitsarbeit, dem auch Moret und
Dammann angehörten, sind ambivalent. Zum einen beschreibt Cr die
verbesserte Zusammenarbeit. !® Drei Monate spater wird ber die Be-
hinderung ihrer Arbeit durch die Bundesleitung berichtet, die Stroh-
INann veranlalsten, offen ber eiıne Auflösung des Kreises nachzudenken.
Kautz wollte sich aus diesem Kontlikt zunächst aus taktischen Gründen
heraushalten, selne mögliche Wahl ZU Vereinigungsleiter nicht
gefährden.!? Bel der Einschätzung des Arbeitskreises und der Bundeslei-
(ung machte aus selner negatıven Beurteilung Dammanns, der alles
dominiere, und selner Kritik der 1m Grunde apolitischen Ausrichtung
der anderen Mitglieder keinen ehl Dabei schreckte auch VOT Pei-
sönlicher Diffamierung einzelner Personen nicht zurück.140
Die Vereinigungskonterenz VO 20).-31:5.19/70 hielt eıne weltere harte
Niederlage für Kautz bereit, da nicht ZU Vereinigungsleiter gewählt
wurde 141 Um selinen Mißertolg kaschieren, gab Kautz gegenüber der
Stası da{s die Vereinigungen durch eue Autgabenverteilungen mıiıtt-
lerweile ohnehin wenıger Einflu{£®ß auf die Bundesleitung hätten. Dam-
INann fungiere Jetzt als unumschränkter Herrscher 1im BEFG Damıit VeI-

stärke sich für ih zwangsläufig die strategische Abkapselung des BEFG
Von der gesellschaftspolitischen Offentlichkeit und die politische Passıvıi-
tat Die Bundesleitung habe eın Interesse offensiver politischer Arı
beit, auch der Arbeitskreis leiden würde 142 Kautz muÄßfte 1U

erleben, da{s seine Vorschläge für politische Stellungnahmen, die mıt
dem Mt£S abgesprochen nicht aufgenommen wurden . 12 Sein Fin-

136 Vgl 2 S 140-143
*3} Vgl a:ä:0.;
138 Vgl aa 149£€.
139 Vgl 2.a0X, 156
140 Vgl a.a.0. 15/ Kautz machte hier Angaben über eın Mitglied der Bundeslei-

tung, das Halbjude und eshalb eın Freund Israels sel (vgl a.a.Ö., 15/) Er gab nach allen
vorangehenden, außerst negatıven Außerungen über Dammann noch d} da{s dieser wäh-
rend der NS-7Zeit Fähnrich der Kriegsmarıne SCWESECNH se1 uch über die Berufsplanung
selner Kinder machte Angaben.

141 Vgl - 0
142 Vgl BStU MTt£S CL 822, 38
143 Vgl BStU AIM Bd IL, 165£.
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flu un der gleichgesinnter progressiver Kräfte würde zurückgedrängt.
S0 dürfte der Arbeitskreis auch nicht auf der Theologischen Woche VOT

der versammelten Pastorenschaft des BEFG berichten. Kautz falste se1ıine
Beobachtungen zL, wonach die progressiıven Kräfte immer Star-
ker ausgegrenzt würden, während die Anhänger Dammanns reussierten.
Das Schicksal des Arbeitskreises für Offentlichkeitsfragen belegt, da{fß
Kautz die Entwicklung richtig einschätzte. Hatte INan och 1969 VOT al-
lem a4us taktischen Überlegungen die Notwendigkeit eines solchen (sre-
mM1ı1ums eingesehen, wurde es 1973 aufgelöst.14* Die Verhandlungen mıiıt
dem Staat sollten In Zukunft VO  e der Bundesleitung und den Kepräsen-
tanten des Bundes wahrgenommen werden. Ob hinter dieser Verschie-
bung der Kompetenzen auch eine est1igung des Staat-Freikirche-Ver-
hältnisses steht, müßlte eine Untersuchung belegen. Vermutlich War
durch den Ausbau Beziehungen vAl Staatssekretariat seltens
Dammanns Morets eine Einflufßnahme politischer » Verbindungsleute«
UE Staat nicht mehr 1ın dem Ma(fße not1g, w1e in der unsicheren Phase
der Verfassungswirklichkeit.
In der Folgezeit traf sich Kautz regelmäßig, WenNnn auch wenıger häufig
als ıIn den Jahren 968/69, mi1t seinem Führungsoffizier. Er berichtete de-
tailliert ber die politische Einstellung seliner Kollegen, wobei er negatı-

Einschätzungen scheinbar ohne Skrupel weitergab.1% Zum Spektrum
selner Tätigkeit gehörte auch die Ausforschung der CFEK ber agungen
und Konfterenzen des BEFG, denen 1 teilnahm, machte elr fortgesetzt
umfassende Angaben un: überreichte geeıgnetes Informationsmaterial.
Stereotyp kritisierte bei allen Treffen die apolitische Haltung des
BEEIG, die VOT allem durch Dammann zementliert würde.
Gleichzeitig wurde Kautz immer stärker se1ın sinkendes Prestige 1m
BEFG bewulst, Was für ih VOT allem der Demontage des Arbeitskrei-
SCS für OÖffentlichkeitsfragen sichtbar wurde Am meldete ß

sich selber bei seinem konspirativen Gesprächspartner un bat Un-
terstützung.**° Der Staatsapparat solle vermehrt Forderungen die
Baptısten stellen. uch dürte sich der Staatssekretär nıcht mehr miı1t all-
gemeınen Erklärungen des BEFG zufriedengeben, sondern musse kon-
krete Fragen vAn E politischen Einstellung vorbringen. Daraufhin erteilte-
Seltmann dem Informanten den Auftrag, Vorschläge für den BEFG
erarbeiten, die dem Staatssekretariat übermiüittelt werden sollten, g-
zielt selne Arbeit mi1t dem BEFG danach ausrichten können. Gerade
In diesem Zusammenhang 1st INa ber das Ausma({s Korruption sSEe1-
tens des »Herbert« Fordert eın Pastor 1er doch ganNz
zweideutig die Staatsorgane einem härteren repressıven Vorgehen 4 vA

144 Vgl Balders, Präsidentenwahl, 107
145 Vgl BStU AIM Bd IL, Bericht über eminardozenten Adolf Pohl

und Klaus Fuhrmann.
146 Vgl Q.a:0).;
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gCch selne eigene Kirche auf. Er schien Ya Mitarbeit bereit, die
Repressionsmöglichkeiten des Staatssekretariats selne eigene Kır-
che Öördern.
Im Frühjahr 1971 zeıigte sich, da{fß die fortgesetzte »Überzeugungsarbeit«
VON Kautz Früchte mug An dieser Episode äldt sich auch der verbliebene
Finflu{fs des letztlich aus allen leitenden Funktionen bereits verdrängten
Kautz belegen. Der Bund bereitete anläflich eines In Aussicht

Gesprächstermins April mi1t deigewasser eiıine politische Er-
klärung vor.14/ Am 8& 3.19/1 habe Kautz mıt Günter Lorenz und Herbert
Moret darüber gesprochen.!#8 Dabei machte konkrete Vorschläge für
die behandelnden Fragen (wıe die völkerrechtliche Anerkennung
der DDR un die Mitgliedschaft beider deutschen Staaten 1ın der UNOÖ)
Lorenz wollte daraufhin die Erklärung ftormulieren und dem Informan-
ten zuschicken. Moret versuchte diese Entwicklung dadurch bremsen,
da{fß erklärte, sich e1m ext der Erklärung die Formulierungen der
anderen Kirchen halten wollen. Moret wollte nichts auf eigene Faust
unternehmen, nicht VO  — den anderen Kirchen »angepfiffen« und VO  —
den eıgenen Leuten »abgeschossen« werden. 1es eın typisches
Verhalten WAärT, müßte die weıtere Forschung zeıgen. Der Informant
pochte auf sachliche und sprachliche Eindeutigkeit. Kautz setzte In die-
e Gespräch den Präsidenten Moret, der beim Zusammentreffen mıt
deigewasser außer der Erklärung nichts weılter wollte, MAaSsSs1ıv
ter Druck Er legte Moret die SE ANSCHILESSCHECN Reaktionen 1m ( je-
spräch mıiıt deigewasser ahe und drohte Konsequenzen falls es
keiner eindeutigen Stellungnahme seltens des Bundes ame Die »ab-
wartende Haltung« der Baptisten würde VO Staat beanstandet werden.
eım Treffen 23:3:19/71 legte Kautz dem Mtf£S vorab den Entwurtf für
die politische Erklärung VOIL, miı1t der die staatlichen Gesprächspartner
sehr zufrieden waren.1*9
Bereits dieser Entwurtf wurde ber die Stası bis hin Jeigewasser
übermittelt. Für eıine Veröffentlichung ın der Zeitschrift des Bundes soll-

Kautz orge tragen. Am Al 3 O schrieb Kautz mıiıt unverkennbar
drohendem Unterton Dammann ber den Entwurfstext: »Ich möchte
ihn In der Endfassung nicht gekürzt sehen.« Schlieflich wurde die Fr-
klärung ıIn der Monatszeitschrift des Bundes » Wort un Werk« abge-druckt 159 Ein Vergleich mMi1t der Schlufsfassung der Erklärung War der
Verfasserin nicht möglich und bleibt daher einer spateren Untersuchung
vorbehalten. Hier interessliert In erster Linie, WI1e Cc5 Kautz gelang, durch
den Arbeitskreis für Offentlichkeitsarbeit dieser elt och auf die

147 Vgl Qa Vgl den Gesprächen mi1t dem Staatssekretariat Dammann,
Freikirche, A7$%£

1456 Vgl BStU AIM'Bd {L, 155
149 Vgl 8a80 189
150 Vgl AÄssmann, Schicket uch ıIn die Zeit,
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Verantwortlichen 1m Sinne des Staates einzuwirken, und welcher Mittel
67 sich dabei bediente.

10.1971 wurde IM »Herbert« ach langjähriger Zusammenarbeit
dem Verbindungsmann Beckmann übergeben, der die Zusammen-
arbeit bis 1976 durchführte.?1 Auftällig ist, da{s sich der Ton der Treffbe-
richte sehr stark verändert. Der eue€e Gesprächspartner scheint esent-
ich distanzierter gegenüber Kautz se1ın und hat die Verbindung
schliefßlich ber Jahre hin schleifen lassen. Be1i einer der wenıgen ecgeg
NUuNseCn bat Kautz Beckmann Unterstützung für eiıine Von ihm -

strebten Keise vARB Weltkongrefds der Baptisten ın Stockholm 1975 154
Die Bundesleitung lehne seine Teilnahme ab, obwohl Riedel und Stroh-
INann für ihn intervenılerten. Beckmann die staatliche Unter-
stutzung In diesem Fall Tot Beginn des Jahres 1976 häuten sich wIe-
der die Kontaktgespräche. 7u diesem Zeitpunkt wurde der »Herbert«
ZUT welteren Verbindung der In Halle übergeben?>>, Für die Stası
hatte eine intensiıve Zusammenarbeit mıt ihm, nachdem aum och
ber Einflu{fs 1m BEFG verfügte, Attraktivität verloren. Kautz gab In-
tormationen YADEE Erklärung der evangelischen Kirche ZARR /a0o0nısmus
weıter, die 1im BEFG die Gemeinden verschickt wurden. Der Infor-
Mant erhielt daraufhin den Auftrag herauszufinden, sich Moret
ach den kirchlichen Verlautbarungen richtete. 1>4 Dennoch wird die Ab-
schöpfung VO  > Kautz nicht mehr strıngent VOrTSCHOININECN. Die Treffen
fanden 1U unregelmäßig Der Intormant erhält Aufträge, die annn
offensichtlich nıicht ausgewertet werden. Kautz macht dennoch Angaben

Kontakten des Leiters des westdeutschen Gemeindejugendwerks,
Karl-Heinz Walter, ZUTLT FDJ Er berichtete ber Beobachtungen auf einer
Moskaureise, die VOIN staatlicher Seite inıtunert un: gefördert worden
WAäIl.

In dieser Phase gab Kautz auch viele Informationen ber einzelne Per-
sönlichkeiten aus verschiedenen Gemeinden und der Pastorenschaft wel-
ter. Dennoch 1st dem Material entnehmen, da{fs se1in Einflu{fs auf die
Entscheidungsebene des Bundes bereits sehr begrenzt WAaT. Dementspre-
chend disparat fielen die Intftormationen dUu>, die er och iefern konnte.
eın Einsatzgebiet verlagerte sich 11U auf die CFEK Am BEFG interes-
sıierte die VOIL allem die sogenannte »Ostarbeit« und die damit Vel-

bundenen Urganisationen wI1e »Licht 1im Osten« f »Christliche (Istmiss1-
OT1« und die »Märtyrer-Kirche«. Zugleich sollte Kautz ber die UÜbersied-
lung VOIN Bürgern aus der 5Sowjetunion und die Reaktion VO  - Baptisten
darauf berichten. Bel Reisen In die Bundesrepublik versuchte Kautz: Ma-
terijal ber diese Urganisationen beschaffen un machte dabei detail-

1E Vgl BStU AIM'Bd IL, 203
152 Vgl a.a.O., 204
199 Vgl BStU AOG 2987/80,
154 Vgl BStU AIM'Bd IL, yAUTA
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lierte Angaben Personen, denen er begegnete. Fin Kurzbericht aus
dem Sommer 1976 belegt, da{s 6I Zut w1e keinen Einflu£ß mehr 1mM
BEFG hatte und aum och ber Kontakte Pastoren verfügte. !° Nur
ach vorherigen Zusammenkünften mıiı1t Heinrich Strohmann konnte er
och Informationen ber die Bundesleitung 1ler ber Günter Lorenz
als möglichen Nachfolger Von Rolf Dammann weitergeben. !>
Der Zusammenhang VON Strohmann und Kautz verdient 1mM Blick auf
weltere Aktenbestände der Gauckbehörde ber Heinrich Strohmann die
künftige Aufmerksamkeit der Forschung. Obwohl Kautz offensichtlich

Einflu{s verloren hatte und die Zusammenarbeit auch seltens der
eher zögerlich fortgesetzt wurde, wurde 6.1.1979 als IKK der
geworben und erklärte sich sofort AT Zusammenarbeit bereit.157 Der
Vorschlag ZU Werbung erfolgte aufgrund der langjährigen Zusammen-
arbeit mıiıt dem MftfS und selner eindrucksvollen politischen Biographie,die viele Auszeichnungen durch den SED-Staat vorwelsen konnte. Im
Auftklärungsbericht wurde se1ine progressive Haltung hervorgehoben, die
verhindert habe (3 da{s ' B ıIn Führungsämter selner Freikirche aufge-
stıiegen se1l Seine Spitzeltätigkeit für die ebenfalls VO  x Mt£S-Kräften
durchsetzten ın der Phase ah 1976 1sSt VO  oa immer prıvateren Infor-
matıonen ber einzelne Persönlichkeiten, VOoO  aD Kollegen bis hin ZUT e1ge-
nenN Familie, gepragt. S1ie entbehren einer kirchengeschichtlichen Bedeu-
tung und sollen eshalb 1ler aufgrund ihres prıvaten Charakters nicht
weılter ausgeWwertet werden. uch die Berichte ber die VO  — der Stası fi-
nanzlerten Reisen in die Bundesrepublik sind vernachlässigbar. ach
mehreren Schlaganfällen stellte die fest; da{s »Herbert« bereits INEeN-
tale Schwierigkeiten bei der Berichterstattung aufwies. Die wenıigen In-
formationen ber den BEEFG, die CI och weitergeben konnte, scheinen

Monate VOT seinem Tod weiter.
aus zwelıter and tammen Dennoch gehen die Berichte bis wenıge
ach diesem UÜberblick ber eine Spitzeltätigkeit VOonNn ber Jahren
fällt schwer, die ursprüngliche Motivatıion VO  . Herbert Kautz heraus-
zuarbeiten. An selner Bejahung des DDR-Staates un selner progressI1-
ven politischen Einstellung hat (: nıe Zweifel aufkommen lassen. Wie es

jedoch dieser rückhaltlosen Offenheit für eine konspirative Zusam-
menarbeit mi1t der MtfS kommen konnte, die schliefßlich jeglicheSolidarität mı1t der eigenen Kirche vermiı1ssen liefs, bleibt schwer ach-
vollziehbar Die persönliche Karriere innerhal seliner Freikirche War
zwischenzeitlich eindeutig elines der leitenden Motive. neben selner
klaren politischen Überzeugung auch die aft selINnes Sohnes ach einem
mifßglückten Eluchtversuch und dessen Verstrickungen mMI1t der Stası eıne

155 Vgl a.a.Q., 220t.
156 Vgl a.a.0O.;; 27
x} Vgl BStU AC0G 2987/80, Bd I/
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Rolle gespielt haben, muÄfs offenbleiben.!® Kautz hat durch selne Berich-
sicherlich die Meinung der staatlichen Stellen ber seline Freikirche

beeinflufßt. Wenn auch phasenweise ıIn unterschiedlicher Intensität, ha-
ben sich seline Einschätzungen und Empfehlungen auf die Haltung des
Staatssekretariats für Kirchenfragen den BEFG ausgewirkt. öhe-
punkt sicher die organge die Präsidentenwahl 1969 uch
seline negatıve Einschätzung vieler Personen In und außerhalb selner
Freikirche, allen die VO  — Rolf Dammann, mogen schwerwiegende
Konsequenzen für einzelne Menschen ach sich geZUSsCH haben, die bis-
her och nicht nachweisbar sind Dennoch mu{fs dieser aus den Stasiı-Ak-
ten rekonstruierte Einzeltall ıIn die Gesamtgeschichte des BEFG ıIn der
DDR eingeordnet werden. Der Weg des Gemeindebundes wurde VO  >

Verantwortlichen bestimmt, denen offensichtlich die VO  —; Kautz aNSC-
strebte Kooperatıon mıiıt dem Staat weılt Zz1ng I die Bundesleitung sSetz-

sich, wI1e die Stasi-Akten belegen, mıiıt den »progressi1ven« Kräften
auseinander, die Identität des BEFG nıiıcht durch eine offene Solidari-
sıerung mı1t der SED-Diktatur beschädigen. uch In der Phase der
Präsidentenwahl, In der sich der staatliche Druck verstärkte, versuchte
die Bundesleitung den Freiraum der Freikirche weIlt w1e möglich
erhalten. » Wır lassen uns uNnserTren Präsidenten nicht VO Staat VOI-

schreiben«. In diesem Votum außerte sich Kesistenz, die den direkten
Einfluf£ des Staates verhindern bemüht WAaIT.

eıtere Spuren konspirativer ‚»Zusammenarbeit«

Sicher 1st mi1t »Herbert aus Halle« eın Beispiel für Kontakte ZULI

Stası innerhalb des BEFG nunmehr das Licht der Offentlichkeit sCIA-
ten Der » Fall Kautz« 1st auf der einen Selite einz1gartıg, weil T: die MOT-
gange ber die Präsidentenwahl VOIN 1969 aus der Sicht der Überwa-
chungsorgane des {1) R-Staates ze1gt und nachvollziehbar macht. Daß
keinesfalls eın Einzeltfall WAarT, belegen weıtere Funde In der Gauckbehörde.
50 wurde etwa Herbert Weıst, der spatere Präsident des Bundes, 1955 als
C dem Vorläufer des »1M«) » auf der Linie Sekten« geworben
und unterzeichnete eiıne Schweigeverpflichtung ber das Gespräch
miıt der Staatssicherheit.!°° Er verpflichtete sich zudem, ber Auslands-
reisen berichten un selne Gemeindemitglieder 1m Sinne der ‚B)BILD
Politik beeinflussen. I die Zusammenarbeit wurde 1m Februar 1959 ab-
gebrochen, da NU, ach seinem Wechsel ın das baptistische Präsidenten-

1558 Vgl BStU AIM Bd }
159 BStU AIM 181/59, Bd. I/ E  O© Als die Stası ıne generelle Schweigeverpflichtung

verlangte, lehnte 1es mMi1t 1nwels ab, da{fs se1n Ehrenwort genugen _müsse.
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Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

auf den Seiten 199-200 dieses Heftes wurden zwel Absätze
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erfolgten.
Wıir bitten 19980| Ihr freundliches Verständnis!
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am  e die Verbindung auf offiziellem Wege weitergeführt werden sollte 160

ıne SCHAUC Auswertung des Vergleich mMIi1t Kautz VO Umfang her
wesentlich SCHNSCIECH Quellenmaterials steht och aus Dennoch 1ST be-

festzuhalten, da{s Weist bei seiner Berichterstattung nicht ZUT Za
friedenheit der Stası arbeitete sondern WIeE enttäuscht vermerkt wird

intormatorisches Material« geliefert habe und sich auch nicht
vollumfänglich den Methoden der Konspiration unterwarf
Bel Einschätzung SCINeT Zusammenarbeit MI1tT der Stası muÄ{fs sicher
der och Autfbau befindliche Machtapparat dieses Überwachungsor-
SaNs berücksichtigt werden Die Zeitumstände des stalinistisch gepragten
»Kirchenkampfes« die Weist als treikirchlichen Pastor sicher nicht
berührt ließen und die orge VOT möglichen negatıven Folgen für
Freikirche Falle grundsätzlichen Weigerung vA3IER Kooperation
könnten als weılıtere Motive angeführt werden Seine Wahl 111S$ Präsiden-
tenamıTt ä1lst die Kontakte ZUT Staatssicherheit VOT allem ihrer Rück-
wirkung auf Person problematisch erscheinen uch wWenn R
Zusammenarbeit gestaltete, da{s S1C für die Stası relevante In-
formationen erbrachte WarTr als Präsident des Bundes wahrscheinlich
befangen und SCeIN Verhalten Wal verständlicherweise erster Linie auf
die Vermeidung VO  . Konflikten ausgerichtet Wie WEeIT diese orge-
schichte direkten Einfluf£ß auf das Staat Freikirche Verhältnis wäh-
rend SC1I1IET Präsidentschaft hatte + sich och nicht eindeutig belegen
Im Vergleich MI1tT Kautz das Material ber Weıst, WIC differenziert
ber Stası-Kontakte recherchiert und eurteilt werden MUu
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160 Vgl | ie Interpretation der den Akten stehenden Auskunft »die Ver-
bindung /As8 Inoffiziellen Mitarbeiter wird der 7Zusammenarbeit offiziel]
terhalten« tällt schwer Finerseits könnte damit geme1nt SCHMNL, da{s die offizielle Abschöp-
tung durch Gespräche MM1tT dem Staatssekretariat für Kirchenfragen Blick auf die Be-
deutung des Intormanten ausreiche (vgl BStU AIM 181/59, Bd I/ 18) Andererseits hatte

der Zwischenzeit (April 19585 bereits dle Berlin AaNSaSSslsc Hauptabteilung der Stası
Kontakt ihm aufgenommen Vgl BStU AIM 181/59 Bd

161 IMS Inoffizieller Mitarbeiter ZUT Sicherung des Verantwortungsbereiches«
162 Vgl BStU 7077/86 Bd BStU AOG 2023/86 Bd Arbeitsakte:; Bd
163 Vgl BStU [F 2077/86 Bd BStU AOG 7023/86 Bd
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Vlıt 4 $ m VOI ETIC 1ST Ira ?  NUur v E  eın An alls worden
In dem Versuch elner ehrlichen Erforschung dieser bedrückenden Ver-
gangenheit. uch WEln sich das Urteil des Kirchenhistorikers un VeI-

s]erten Kenners der Materıe, Gerhard BesIıer, In der Gesamtschau be-
wahrheiten sollte, wonach die Stası nıcht In gleicher Intensiıtät den
Freikirchen interesslert Wal wWwWI1e den Grodiskirchen !L gebührt es

doch einer der Wahrheit verpflichteten Aufarbeitung der freikirchlichen
Geschichte, die Zeugnisse VoO  w Anpassung und Verrat mut1ıg und In sach-
licher Weise a1ls Licht bringen. Nicht un Menschen verurteilen
und den Pranger. elner interessierten Offentlichkeit stellen, SO11-

dern lernen. Es ist, WI1Ie Joachim Gauck ausführt, für die Zukunft

164 Vgl aa Aı
165 IM »Inoffizieller Mitarbeiter ZUI Bearbeitung 1mM Verdacht der Feindtätigkeit

stehender Personen«. Zum Begriff IMS Anm 161
166 Vgl BStU AIM 397/92 Bd $ Bd 15 Bd
167 Vgl aa.©,; Bd L, 85 122££.197
168 Vgl a.a.Q., 284 .256
169 Vgl a aıhd.; 287
170 Vgl aa 2859
X72 Vgl Besıer, Religionspolitik,
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wichtig, Zivilcourage erlernen. »Deshalb 1st es gut, sich derer erın-
NeIN, die iın der Diktatur den Mut hatten, eın sagen.«}/- Dazu g..
Ort auch die Erinnerung JeNG, die sich aus unterschiedlichen Gruün-
den Von der zweıten deutschen Diktatur instrumentalisieren ließen. Im
Gedenken den Jahrestag des Kriegsendes formulierte der Präsı-
dentenbericht den Bundesrat 1995 » Wer die Vergangenheit vergißst,

1731st verurteilt, s1e wiederholen.«

172 Gauck, »Ich bin weder Richter noch Inquis1itor«, [Die Welt, 13.1:1997/,
173 Berichtsheft 1996, 279


